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1 VORBEMERKUNGEN 

Der Gemeinderat Schmelz hat am 14.12.2023 den Beschluss zur Aufstellung des Bebau-
ungsplans „Auf dem Bornberg“ mit paralleler Flächennutzungsplanteiländerung gefasst. 

Mit den Planungsarbeiten und der Verfahrensdurchführung für die Erstellung des Bebau-
ungsplanes wurde die ARGUS CONCEPT – Gesellschaft für Lebensraumentwicklung mbH, 
Gerberstraße 25, 66424 Homburg / Saar – beauftragt. 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Auf dem Bornberg“ verfolgt die Gemeinde 
Schmelz folgende Zielvorstellungen:  

 ZIEL UND ZWECKE DER PLANUNG 

1.1.1 Schaffung von Wohnraum in der Gemeinde Schmelz 

In der Gemeinde Schmelz sowie im Ortsteil Hüttersdorf besteht aufgrund der hohen At-
traktivität eine stetige hohe Nachfrage nach Wohnbauland.  

Um auf diese Nachfrage zu reagieren, soll im Bereich „Auf dem Bornberg“ nun ein neues 
Wohngebiet geschaffen werden. 

1.1.2 Anpassung an den Bestand 

Das Wohngebiet weist eine ortstypische und organische Struktur auf, die sich an den Be-
stand anpasst. 

Durch die Entwicklung des Wohngebietes werden vorhandene Infrastruktur- und Nahver-
sorgungseinrichtungen gesichert und erhalten. 

1.1.3 Soziales Miteinander 

Es besteht in Hüttersdorf eine erhöhte Nachfrage nach Wohnbauflächen, besonders für 
Familien auf durchgrünten Grundstücken. Zudem steigt das Bedürfnis nach dörflichen 
Nachbarschaftsstrukturen zunehmend. Die Entwicklung entsprechender Nachbarschafts-
plätze unterstützt diesen Bedarf. 

 GRÜNDE FÜR DIE STANDORTWAHL 

1.2.1 Lagegunst des Standortes 

Der Standort ist für die vorgesehene Nutzung sehr gut geeignet, da die Umgebung über-
wiegend von Wohnnutzung geprägt ist. Zur Befriedigung der Nachfrage nach innerstädti-
schen Neubauflächen für Wohnen, besitzt das Plangebiet ebenfalls eine sehr gute Eig-
nung, da die vorhandene Infrastruktur mitgenutzt werden kann (z.B. „Johannes-Grund-
schule Hüttersdorf, „KiTa Tabaluga Hüttersdorf“), Nahversorgungseinrichtungen (z.B. 
REWE) in der Nähe bestehen und auch eine gute Verkehrsanbindung (auch mit dem 
ÖPNV) in den Hauptort der Gemeinde vorhanden ist. 

Bei dem Standort des Plangebietes handelt es sich um eine „hochwertige“ Wohngegend 
in Hüttersdorf. Das Plangebiet ist nördlich von Grün umgeben und liegt in einem ruhigen 
Wohnviertel. 

1.2.2 Sinnvolle Bebauung innerstädtischer Freiflächen 

Mit der vorliegenden Planung werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen geschaf-
fen, innerstädtische Freiflächen zu bebauen. Auch wenn es sich bei den vorliegenden 
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Flächen des Plangebiets teilweise um Grünstrukturen sowie eine Fläche im Außenbereich 
handelt, ist eine Bebauung trotzdem sinnvoll, da die Nachverdichtung im Zusammenhang 
bebauter Ortsteile dafür Sorge trägt, dass wertvolle Flächen im Außenbereich vor einer 
weiteren baulichen Inanspruchnahme bewahrt werden.  

Weiterhin ist für das Plangebiet von Vorteil, dass bereits bei der Entwicklung der Wohn-
bauflächen entlang der Straßen „Auf dem Bornberg“ sowie „Auf der Schlicht“ eine Erwei-
terung vorgesehen worden ist und somit die Erschließung bereits entsprechend angelegt 
worden ist. Diese Entwicklung wird somit konsequent fortgesetzt. 

1.2.3 Günstige Eigentumsverhältnisse 

Alle Flächen befinden sich im Eigentum der Gemeinde Schmelz. 

2 VERFAHRENSVERLAUF / RECHTSGRUNDLAGEN 

Das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes „Auf dem Bornberg“ mit paralleler 
Flächennutzungsplanteiländerung erfolgt nach den gesetzlichen Vorschriften des BauGB. 
Seit der BauGB-Novelle im Jahr 2004 bedürfen grundsätzlich alle Bauleitpläne nach § 2 
Abs. 4 BauGB einer Umweltprüfung einschließlich Umweltbericht. Dabei bezieht sich die 
Umweltprüfung auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und allgemein anerkann-
ten Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans angemesse-
ner Weise verlangt werden kann. Das daraus resultierende Ergebnis der Umweltprüfung 
ist in der Abwägung zu berücksichtigen. Des Weiteren hat die Gemeinde im Aufstellungs-
verfahren dem Entwurf des Bauleitplans nach § 2 a BauGB eine Begründung beizufügen. 
Entsprechend dem Stand des Verfahrens sind in ihr zum einen die Ziele, Zwecke und we-
sentlichen Auswirkungen des Bauleitplans und zum anderen in dem Umweltbericht nach 
der Anlage 1 BauGB die auf Grund der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB ermittelten 
und bewerteten Belange des Umweltschutzes darzulegen. Dabei bildet der Umweltbe-
richt einen gesonderten Teil der Begründung. 

Nach § 4 Abs. 1 BauGB sind die betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange zur Äußerung im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad 
der Umweltprüfung aufzufordern. An dieses sogenannte „Scoping-Verfahren“ schließt 
sich das weitere Beteiligungsverfahren an. Einen vollständigen Überblick über den Ver-
fahrensablauf gibt die Planzeichnung zum Bebauungsplan. 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes „Auf dem Bornberg“ mit paralleler Flächennut-
zungsplanteiländerung wird unter Berücksichtigung der aktuellen relevanten Bau- und 
Umweltgesetzgebung erstellt. Die verwendeten gesetzlichen Grundlagen sind der ent-
sprechenden Rubrik der Planzeichnung zu entnehmen. 

3 INFORMATIONEN ZUM PLANGEBIET 

 LAGE DES PLANGEBIETS, TOPOGRAFIE 

Das ca. 1,9 ha große Plangebiet ist gesamträumlich betrachtet im Norden des Ortsteils 
Hüttersdorf gelegen. Es schließt die Freifläche zwischen den Straßen „Auf der Schlicht“ 
und „Auf dem Bornberg“ ein. 

Das Plangebiet liegt dabei auf einer Höhe zwischen ca. 248 m und 249 m über NN. Hierbei 
fällt das Gelände von Norden nach Süden leicht ab. 
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Abbildung 1: Lage des Planungsgebietes im Raum (Quelle: OpenStreetMap) 

 RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Auf dem Bornberg“ umfasst derzeit die Par-
zellen 13, 16/1, 17/1, 19, 20/3, 20/8, 20/10, 21/2, 21/4, 21/6, 91/39 und 511/17 in Flur 6 
der Gemarkung Hüttersdorf. 

 

Abbildung 2: Geltungsbereich Plangebiet 

Der in der Örtlichkeit wahrnehmbare Geltungsbereich des Bebauungsplanes lässt sich in 
etwa wie folgt beschreiben: 

• Im Norden: durch Wiesenflächen 

• Im Osten: durch die Straße „Auf dem Bornberg“ 

• Im Süden: durch einen Gehölzbestand entlang eines Weges  

• Im Westen: durch die Bestandsbebauung an der Straße „Auf der Schlicht“ 
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 DERZEITIGE SITUATION UND VORHANDENE NUTZUNGEN 

Der größte Teil des Plangebietes wird durch eine Wiesenfläche eingenommen. Lediglich 
im Westen befindet sich ein kleiner Gehölzbestand, der vermutlich auf einen verwilderten 
Garten zurückzuführen ist. Im Osten ist zudem ein kleiner Spielplatz vorhanden.  

Die Umgebungsnutzung des geplanten Wohngebietes lässt sich wie folgt charakterisieren: 

• Im Norden schließen sich weitere Wiesenflächen an, die bis an den Waldbestand 
entlang des Hüttersdorfer Mühlenbachs reichen. 

• Im Osten und Westen schließen sich die Wohnbebauungen entlang der Straßen 
„Auf der Schlicht“ und „Auf dem Bornberg“ an. Hierbei handelt es sich um eine 
ein- bis zweigeschossige klassische Ein- bis Zweifamilienhausbebauung. 

• Im Süden des Plangebietes setzen sich die Wiesenflächen ebenfalls bis zur Bebau-
ung Krämerstraße und „Im Appelstal“ fort. Hier finden sich auch vermehrt Gehölz-
bestände (durchgewachsene Streuobstwiesen) 

• Im Westen befinden sich weitere Wiesen, die im Nordwesten an Wohnbebauung 
grenzen. Hier setzt der gleichnamige Bebauungsplan ein Allgemeines Wohngebiet 
fest. 

4 VORGABEN FÜR DIE PLANUNG 

 VORGABEN DER RAUMORDNUNG 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind die Vorgaben der Raumordnung bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen zu berücksichtigen. Die Ziele der Raumordnung werden im Saarland durch 
den Landesentwicklungsplan (LEP), Teilabschnitte “Siedlung“ und “Umwelt“, festgelegt. 

4.1.1 LEP Teilabschnitt „Siedlung“ (Fassung vom 04.07.2006) 

Der Landesentwicklungsplan Siedlung (LEP Siedlung) schafft die Rahmenbedingungen für 
einen Anpassungsprozess der Siedlungsstruktur des Landes zu Gunsten einer dauerhaft 
umweltverträglichen Siedlungsweise. Die wichtigsten Elemente des LEP Siedlung sind: 

• die Festlegung von Zielen für die Wohnsiedlungstätigkeit, 

• die Festlegung von Wohneinheiten-Zielmengen, 

• die Festlegung von Zielen für die Ansiedlung von großflächigen Einzelhandelsein-
richtungen. 

Grundlage für die Festlegungen der Siedlungsentwicklung ist dabei die Einordnung der 
Kommunen nach der Lage zu bestimmten Strukturräumen und zu bestimmten Siedlungs-
achsen sowie die Einordnung im System der „Zentralen Orte“. 

Die Gemeinde Schmelz wird im LEP Siedlung als Grundzentrum eingestuft. Der Ortsteil 
Hüttersdorf befindet sich im Nahbereich und ist zudem nicht achsengebunden.  

Die Gemeinde wird der Raumkategorie „ländlicher Raum“ zugeordnet. Hierbei handelt es 
sich um ein großflächiges Gebiet außerhalb des Ordnungsraumes mit zumeist unterdurch-
schnittlicher Siedlungsverdichtung und hohem Freiraumanteil. Vor dem Hintergrund der 
veränderten Rahmenbedingungen und des demographischen Wandels ist zudem außer-
halb zentraler Orte oftmals keine ausreichende Grundversorgung mehr zu gewährleisten. 
Bei der weiteren Siedlungsentwicklung sind hier vorrangig die im Siedlungsbestand vor-
handenen Potenziale an Brach- und Konversionsflächen, Baulücken und Baulandreserven 
sowie das Erneuerungspotenzial des Siedlungsbestandes zu nutzen. 
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Im LEP Teilabschnitt Siedlung wird als Siedlungsdichteziel für Hüttersdorf (Nahbereich im 
ländlichen Raum) 15 Wohneinheiten / ha (Bruttowohnbauland) definiert. Weiterhin ste-
hen Hüttersdorf 1,5 Wohneinheiten pro Jahr und 1.000 Einwohnern Wohnungsbaubedarf 
zur Verfügung. 

Um zum einen eine kontrollierte Siedlungsentwicklung zu gewährleisten und zum ande-
ren die Inanspruchnahme von Freiflächen / Freiraum zu minimieren, sind brachliegende 
oder untergenutzte innerstädtische Flächen besonders geeignet. Diesem Vorrang er-
schlossener Baugebiete ist gemäß dem LEP Siedlung dadurch nachzukommen, dass die 
vorhandenen Baulücken auf den festgelegten örtlichen Wohneinheitenbedarf anzurech-
nen sind. 

Gemäß Ziffer 33 des LEP Siedlung ist seitens der Gemeinde für die Ermittlung des örtlichen 
Bauflächenbedarfs der Nachweis über die in der Gemeinde und den Gemeindebezirken 
vorhandenen, örtlichen Baulücken im Sinne des LEP Siedlung sowie über die Siedlungs-
dichte zu führen und im Rahmen der Bauleitplanung der Landesplanungsbehörde vorzu-
legen. 

In den nachfolgenden Tabellen wird der Bedarf des Ortsteil Hüttersdorf an Wohneinhei-
ten für die nächsten 15 Jahre (bis 2037) auf Grundlage der gültigen Berechnungsmethode 
des LEP Siedlung aufgeführt. Baulücken rechtskräftiger Bebauungspläne sowie Reserve-
flächen im Flächennutzungsplan werden für Neuausweisungen von Bauflächen auf den 
Wohneinheitenbedarf angerechnet. 

Zielwerte:  

Stadtteil 
Einwohnerzahl 
(01.01.2022) 

Wohneinheitenbe-
darf nach LEP (WE 
pro  
1.000 EW pro Jahr) 

Wohneinheitenbe-
darf pro Jahr 

Wohneinheitenbedarf für die 
nächsten 15 Jahre (bis 2037) 

Hüttersdorf 4888 1,5  7,3 110 

Baulückenbilanzierung:  

Baulücken innerhalb von 
rechtskräftigen Bebauungs-
plänen u. Satzungen nach § 
34 Abs. 4 BauGB 

Multiplikator 1,3 für 
Wohneinheiten pro 
Baulücke 
Wohneinheiten ge-
samt 

Reserveflächen 
im FNP (in ha) / 
Wohneinheiten 
pro ha 

Wohneinheiten 
der Baulücken ge-
samt 

Verbleibendes 
Wohneinheiten-
kontingent in 
Hüttersdorf 

41 53 0 53 -57 

Dem Ortsteil Hüttersdorf wird im LEP Siedlung ein Wohnungsbedarf von 1,5 Wohnungen 
pro 1.000 Einwohner und Jahr zugestanden (01.01.2022 Einwohner: 4888). Daraus ergibt 
sich für die nächsten 15 Jahre bis zum Jahr 2037 ein Wohnungsbedarf von 110 Wohnein-
heiten. Der jährliche Bedarf beläuft sich auf abgerundet 7,3 Wohneinheiten. 

In Hüttersdorf befinden sich derzeit 41 Baulücken (in Gebieten nach §§ 30, 33 und in Sat-
zungen nach § 34 BauGB). In Wohneinheiten umgerechnet (x1,3) sind das 41 x 1,3 = 53,3 
Wohneinheiten, die angerechnet werden müssen. 

Gemäß Flächennutzungsplan der Gemeinde Schmelz stehen für den Ortsteil Hüttersdorf 
0 ha Reserveflächen zur Verfügung.  

Somit stehen dem Ortsteil Hüttersdorf demnach theoretisch 0 Wohneinheiten einem Be-
darf von 110 Wohneinheiten für die nächsten 15 Jahre entgegen. Daraus ergibt sich einen 
Bedarf von 57 Wohneinheiten. 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans „Auf dem Bornberg“ werden ca. 22 Wohnein-
heiten (bei der Ausnutzung der max. 2 WE pro Gebäude:  44 WE) im Plangebiet entwickelt. 



BEBAUUNGSPLAN „AUF DEM BORNBERG“  
MIT PARALLELER FLÄCHENNUTZUNGSPLANTEILÄNDERUNG 

A R G U S  C O N C E P T  G es e l l s ch a f t  fü r  L eb en s ra u m en tw ic k l u n g  m b H  

S e i t e  6 

Der Wert ist somit mehr als ausreichend groß, um den laut LEP Siedlung vorgegebenen 
Dichtewert von 15 WE pro Hektar zu erreichen.  

Zusammenfassend ist festzustellen, dass der Bebauungsplan „Auf dem Bornberg“ im Orts-
teil Hüttersdorf die landesplanerischen Vorgaben erfüllt bzw. den Zielen entspricht und 
der Umsetzung der auf der höheren Planungsebene getätigten Vorgaben zuträglich ist. 
Die Planung trägt dazu bei, dass die Gemeinde Schmelz den erforderlichen Wohnraumbe-
darf weiter abdecken kann. 

4.1.2 LEP Teilabschnitt „Umwelt“ (Fassung vom 13.07.2004) 

Gemäß dem Landesentwicklungsplan Teilabschnitt „Umwelt, (Vorsorge für Flächennut-
zung, Umweltschutz und Infrastruktur)“ (LEP-Umwelt) vom 13. Juli 2004, zuletzt geändert 
am 20. Oktober 2011, liegt das Plangebiet innerhalb eines Vorranggebietes für Grundwas-
serschutz. 

In Ziffer 56 der textlichen Erläuterungen zum LEP Umwelt heißt es: 

„Vorranggebiete für Grundwasserschutz (VW) sind als Wasserschutzgebiete festzusetzen. 
In VW ist das Grundwasser im Interesse der öffentlichen Wasserversorgung vor nachttei-
ligen Einwirkungen zu schützen. Eingriffe in Deckschichten sind zu vermeiden. Soweit nach-
teilige Einwirkungen durch unabweisbare Bau- und Infrastrukturmaßnahmen zu befürch-
ten sind, für die keine vertretbaren Standortalternativen bestehen, ist durch Auflagen si-
cherzustellen, dass eine Beeinträchtigung der Trinkwasserversorgung nicht eintritt.“ 

Dies bedeutet, dass im Zuge der Baumaßnahmen entsprechende Maßnahmen zum Schutz 
des Grundwassers festzulegen und gegebenenfalls im Rahmen einer ökologischen Baube-
gleitung zu überwachen sind. 

Das Planungsgebiet liegt in der Schutzzone III der Wasserschutzgebietes C 34 „Hüttersdorf 
/ Bettingen“ (Amtsblatt des Saarlandes Nr. 4 v. 22.01.1990, Seite 75 ff). 

Bei Berücksichtigung der Belange des Grundwasserschutzes steht die Planung nicht im 
Widerspruch zu den Aussagen des Landesentwicklungsplanes. Ansonsten trifft der LEP 
Umwelt keine planungsrelevanten Aussagen für das Gebiet. 
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Abbildung 3: Auszug aus dem LEP Umwelt 

 FLÄCHENNUTZUNGSPLAN 

Nach § 8 Abs. 2 BauGB ist ein Bebauungsplan aus dem Flächennutzungsplan zu entwi-
ckeln. Der derzeit gültige Flächennutzungsplan der Gemeinde Schmelz stellt das Plange-
biet als Fläche für die Landwirtschaft gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 9a BauGB dar. 

Eine Entwicklung des Bebauungsplanes kann daher nicht aus dem Flächennutzungsplan 
heraus erfolgen. Der Flächennutzungsplan wird demnach durch die Gemeinde im Paral-
lelverfahren dahingehend ändern, dass das gesamte Plangebiet zukünftig als Gemeinbe-
darfsfläche gem. § 5 Abs. 2 Nr. 2a BauGB dargestellt wird. 

 

Abbildung 4: Flächennutzungsplan Gemeinde Schmelz (2006) 

 RESTRIKTIONEN FÜR DIE PLANUNG 

Die Bebaubarkeit bzw. sonstige Nutzbarkeit des Plangebietes für bauliche Zwecke wird 
bereichsweise durch Restriktionen bestimmt. Die daraus resultierenden Vorgaben für die 
Freihaltung von Schutz- und Abstandsflächen sowie sonstige Nutzungsbeschränkungen 
sind bei der Ausweisung von Bauflächen zu berücksichtigen und planungsrechtlich zu si-
chern. 
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4.3.1 Wasserschutzgebiet 

Das gesamte Plangebiet befindet sich innerhalb der Schutzzone III des mit Verordnung 
vom 22.01.1990 festgesetzten Wasserschutzgebietes (C 34 „Hüttersdorf / Bettingen“). 

(1) Soweit es das Wohl der Allgemeinheit erfordert, 

• Gewässer im Interesse der derzeit bestehenden oder künftigen öffentlichen Was-
serversorgung vor nachteiligen Einwirkungen zu schützen, 

• das Grundwasser anzureichern oder 

• das schädliche Abfließen von Niederschlagswasser sowie das Abschwemmen und 
den Eintrag von Bodenbestandteilen, Dünge- oder Pflanzenschutzmitteln in Ge-
wässer zu vermeiden, 

kann die Landesregierung durch Rechtsverordnung Wasserschutzgebiete festset-
zen. In der Rechtsverordnung ist die begünstigte Person zu benennen. Die Landes-
regierung kann die Ermächtigung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung auf andere 
Landesbehörden übertragen. 

§ 52 WHG 

(1) In der Rechtsverordnung nach § 51 Absatz 1 oder durch behördliche Entscheidung 
können in Wasserschutzgebieten, soweit der Schutzzweck dies erfordert, 

• bestimmte Handlungen verboten oder für nur eingeschränkt zulässig erklärt wer-
den, 

• die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken verpflichtet werden,  

o bestimmte auf das Grundstück bezogene Handlungen vorzunehmen, ins-
besondere die Grundstücke nur in bestimmter Weise zu nutzen, 

o Aufzeichnungen über die Bewirtschaftung der Grundstücke anzufertigen, 
aufzubewahren und der zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen, 

o bestimmte Maßnahmen zu dulden, insbesondere die Beobachtung des 
Gewässers und des Bodens, die Überwachung von Schutzbestimmungen, 
die Errichtung von Zäunen sowie Kennzeichnungen, Bepflanzungen und 
Aufforstungen, 

• Begünstigte verpflichtet werden, die nach Nummer 2 Buchstabe c zu duldenden 
Maßnahmen vorzunehmen. 

Durch nachrichtliche Übernahme des Wasserschutzgebietes in den Bebauungsplan gem. 
§ 9 Abs. 6 BauGB wird der Lage im Wasserschutzgebiet Rechnung getragen. Im Zuge der 
Planumsetzung werden die Inhalte der Wasserschutzgebietsverordnung beachtet. 

5 STÄDTEBAULICHE KONZEPTION 

Im Vorfeld zum Bebauungsplanverfahren hat die Gemeinde eine umfangreiche Entwurfs-
phase gestellt. Aus mehreren Entwurfsvarianten wurde die vorliegende Variante ausge-
wählt. Sie bildet die Grundlage für den Bebauungsplan. 
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Abbildung 5: städtebaulicher Entwurf (Gemeinde Schmelz) 

Durch die an die Bestandsbebauung angepasste dörfliche Struktur entsteht ein dörflicher 
Charakter. Hier werden Begegnungsräume geschaffen, auf denen Gemeinschaft gelebt 
werden kann. Ergänzt wird das Konzept durch ein gut ausgebautes Straßen- und Fußwege-
netz, welches die neue Wohnbaufläche optimal in die Umgebung einbindet  

Die Erschließung erfolgt über die Verbindung der Straßen „Auf der Schlicht“ und „Auf dem 
Bornberg“ sowie zwei neuer Stichstraßen. Ein weiterer Fußweg zwischen den Straßen bie-
tet kurze Wege. Die Straßen sollen als niveaugleiche Mischflächen ausgebaut werden.  

Nördlich an das Wohngebiet anschließend befinden sich landwirtschaftlich genutzte Flä-
chen sowie ein kleines Waldstück. Das Plangebiet selbst ist aktuell als Wiesenfläche aus-
geprägt. Die nichtüberbauten Flächen im Plangebiet sollen auch weiterhin vegetativ ge-
staltet werden. Die starke Durchgrünung sowie das umgebende Bestandsgrün bietet für 
das neue Quartier einen hohen Freizeit- und Aufenthaltswert. 

Die Gebäudeangebot soll sich entsprechend dem Bedarf auf Ein- bis Zweifamilienhäuser 
beschränken.  
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6 PLANFESTSETZUNGEN 

 ART DER BAULICHEN NUTZUNG 

6.1.1 Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO) 

Festsetzung 

Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen. 

Zulässige Arten von baulichen Nutzungen 

Gem. § 4 Abs. 2 BauNVO 

- Wohngebäude 
- Die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften 

sowie nicht störenden Handwerksbetrieben 
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

Gem. § 13 BauNVO sind im Allgemeinen Wohngebiet für die Berufsausübung freiberuflich 
Tätiger und solcher Gewerbebetreibender, die ihren Beruf in ähnlicher Art ausüben, 
Räume zulässig. 

Ausnahmsweise zulässige Arten von Nutzungen: 

Keine 

Nicht zulässige Arten von Nutzungen: 

Gem. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO wird festgesetzt, dass die gem. § 4 Abs. 3 BauNVO aus-
nahmsweise zulässige Arten von Nutzungen:  

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
- Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
- Anlagen für Verwaltungen, 
- Gartenbaubetriebe, 
- Tankstellen  

nicht Bestandteil des Bebauungsplans werden. 

Begründung 

Die Gemeinde Schmelz verfolgt mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Auf dem Born-
berg“ das Ziel, den bestehenden Bedarf an Wohnbauland durch die Bereitstellung ent-
sprechend geeigneter Flächen zu decken. Dieser Zielsetzung entspricht die Festsetzung 
eines Allgemeinen Wohngebietes gemäß § 4 BauNVO. Allgemeine Wohngebiete dienen 
vorwiegend dem Wohnen, d.h. der Wohncharakter steht im Vordergrund kann aber durch 
andere, das Wohnen nicht störende Nutzungen ergänzt werden. Dazu gehören z.B. die 
o.g. Nutzungen, die der Versorgung des Allgemeinen Wohngebietes mit Gütern und 
Dienstleistungen des täglichen Bedarfs dienen.  

Im Bebauungsplan werden Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende 
Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen auch 
ausgeschlossen. Diese ausgeschlossenen Nutzungen weisen meist einen vergleichsweise 
hohen Flächenbedarf auf, werden den erhöhten gestalterischen Anforderungen des Ge-
bietes nicht gerecht und tragen so zu einem negativen städtebaulichen Erscheinungsbild 
bei. Vor allem Tankstellen bedingen zudem ein erhöhtes Verkehrsaufkommen. 
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 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG 

Das Maß der baulichen Nutzung ist ein die städtebauliche Entwicklung entscheidend prä-
gendes Element. So bestimmen Höhe, Dichte und Art der Bebauung das äußere Erschei-
nungsbild und haben gleichzeitig auch Auswirkungen auf den Flächenverbrauch. Das Maß 
der baulichen Nutzung wird im Bebauungsplan durch Festsetzung der Grundflächenzahl 
(GRZ) sowie der Festsetzung der Höhe der baulichen Anlagen bestimmt. 

Die Nutzungsschablone enthält die Werte über das Maß der baulichen Nutzung und gilt 
für die zusammenhängend dargestellten überbaubaren Flächen. Zum Maß der baulichen 
Nutzung werden folgende Festsetzungen getroffen:  

6.2.1 Grundflächenzahl (§ 19 BauNVO) 

Festsetzung 

Die maximal zulässige Grundflächenzahl im Allgemeinen Wohngebiet wird auf 0,4 festge-
setzt.  

Bei der Ermittlung der zulässigen Grundfläche sind die Grundflächen von: 

- Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, 

- Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, 

- baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, 

durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, mitzurechnen. 

Gem. § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO wird festgesetzt, dass eine Überschreitung der zulässigen 
Grundfläche durch die Grundflächen der o.g. Anlagen bis zu einem Wert von 0,5 zulässig 
ist. 

Begründung 

Die Grundflächenzahl gibt an, wieviel Quadratmeter überbaute Grundfläche je Quadrat-
meter Grundstücksfläche zulässig sind. Die zulässige Grundfläche ist der Anteil des Bau-
grundstücks, der von baulichen Anlagen überdeckt werden darf und dient daher der Ein-
haltung der Mindestfreifläche auf den Baugrundstücken. 

Hierbei sind auch Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und 
bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche mitzurechnen (gem. § 19 Abs. 4 
BauNVO). 

Im Planungsgebiet wird gem. § 17 Abs. 1 BauNVO eine GRZ von 0,4 festgesetzt. Im Allge-
meinen Wohngebiet ist durch die o.g. Anlagen eine Überschreitung von 0,4 auf 0,5 mög-
lich.  

Insgesamt ist aufgrund der festgesetzten Größen zur Bestimmung des Nutzungsmaßes, 
der Abstände zur umgebenden Bebauung, der Bauweise sowie der Festsetzungen zur Be-
grünung des Wohngebietes sichergestellt, dass keine nachteiligen Umweltauswirkungen 
und keine Beeinträchtigungen der gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse entstehen.  

6.2.2 Höhe baulicher Anlagen (§ 18 Abs. 1 BauNVO) 

Festsetzung 

Für das Allgemeine Wohngebiet wird die Höhe der baulichen Anlagen durch die max. 
Traufhöhe TH (Schnittlinie der aufgehenden Wand der Gebäudelängsseite mit der Ober-
kante der Dachhaut bzw. der Fortführung dieser Linie an der Giebelseite) und die max. 
Firsthöhe FH (Oberste Dachbegrenzungskante), jeweils über dem Niveau der Achse der 
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angrenzenden Straße im Endausbau, gemessen in der Mitte der an die Straße angrenzen-
den Gebäudeseite senkrecht zur Straßenachse festgesetzt:  
 
TH: 7,00 m  
FH: 11,00 m 
 

 

Abbildung 6: Trauf- und Firsthöhe 

6.2.3 Zahl der Vollgeschosse (§ 20 Abs. 1 BauNVO) 

Die maximale zulässige Zahl an Vollgeschossen wird im WA auf maximal II Vollgeschosse.  

Begründung  

Zur eindeutigen Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung in einem Bebauungsplan 
ist stets eine dreidimensionale Maßfestsetzung erforderlich. Hier ist die Festsetzung der 
Gebäudehöhe mit eindeutiger Bestimmung der Bezugspunkte in Kombination mit der Be-
grenzung der Anzahl der Vollgeschosse das am besten geeignete Mittel, um die Höhen-
entwicklung eines Baukörpers zu beschränken. 

Für die Festsetzung der Höhe der baulichen Anlagen sind gem. § 18 BauNVO eine untere 
und eine obere Bezugshöhe erforderlich, um die Höhe der baulichen Anlagen eindeutig 
bestimmen zu können.  

Im Fall der Höhe baulicher Anlagen erfolgt die Festsetzung bezogen auf die jeweilige An-
liegerstraße. Aufgrund der topografischen Verhältnisse ist eine Ausrichtung der Bezugs-
höhe an der anliegenden Straße notwendig, um unverhältnismäßigen Höhenentwicklun-
gen entgegenzuwirken. Die Festsetzung der Gebäudehöhe orientiert sich an den Maßen 
der umliegenden Bebauung. 

Gemäß § 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Vollgeschosse die Geschosse, die nach landesrecht-
lichen Vorschriften Vollgeschosse sind oder auf ihre Zahl angerechnet werden.  
Vollgeschosse sind nach § 2 Abs. 4 LBO:   

• Geschosse, die eine Höhe von mindestens 2,30 m haben und im Mittel mehr als 
1,40 m über die Geländeoberfläche hinausragen. 

• Ein Geschoss im Dachraum und ein gegenüber mindestens einer Außenwand 
des Gebäudes zurückgesetztes oberstes Geschoss (Staffelgeschoss), wenn es 
diese Höhe über mindestens drei Viertel der Grundfläche des darunterliegenden 
Geschosses hat. 

• Garagengeschosse, wenn sie im Mittel mehr als 2 m über die Geländeoberfläche 
hinausragen." 
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Durch die Festsetzungen zur Höhenentwicklung der Gebäude wird gewährleistet, dass 
keine überdimensionierte Höhenentwicklung der Baukörper und eine damit verbundene 
Beeinträchtigung des Orts- und Landschaftsbildes stattfinden kann. So wird innerhalb des 
Baugebietes ein gestalterischer Rahmen vorgegeben, innerhalb dessen sich ein relativ ein-
heitliches Erscheinungsbild der neuen Wohngebäude entwickeln kann, ohne dass die in-
dividuelle Gestaltungsfreiheit maßgeblich eingeschränkt wird. 

 BAUWEISE (§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB, § 22 BAUNVO) 

Festsetzung 

Gem. § 22 Abs. 2 BauNVO wird für das gesamte Baugebiet eine offene Bauweise festge-
setzt. 

Begründung 

Mit der Bauweise wird festgelegt, wie bauliche Anlagen auf den Grundstücksflächen an-
zuordnen sind. Die BauNVO unterscheidet dabei folgende Bauweisen: 

• offene Bauweise: Gebäude mit einer Länge bis 50 m sind mit Grenzabstand zu 
errichten 

• geschlossene Bauweise: Gebäude werden ohne seitlichen Grenzabstand errich-
tet 

• abweichende Bauweise: Bauweise ist weder als offen noch als geschlossen zu 
bezeichnen 

Im Plangebiet ist eine offene Bauweise vorgesehen. Das entspricht dem städtebaulichen 
Konzept mit seiner aufgelockerten Bauweise. 

 ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN (§ 9 ABS.1 NR.2 BAUGB UND § 23 
BAUNVO) 

Festsetzung 

Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO werden die überbaubaren Grundstücksflächen im vorliegenden 
Bebauungsplan durch die Festsetzung von Baugrenzen bestimmt, die dem Plan zu entneh-
men sind. 

Begründung 

Mit der Festsetzung der überbaubaren Grundstücksfläche werden die bebaubaren Berei-
che des Grundstücks definiert, die bis zu dem festgesetzten Maß der baulichen Nutzung 
bebaut werden dürfen. 

Die Festsetzung einer Baugrenze bedeutet gem. der Definition gem. § 23 Abs. 3 BauNVO: 

„Ist eine Baugrenze festgesetzt, so dürfen Gebäude und Gebäudeteile diese nicht über-
schreiten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß kann zugelassen 
werden.” 

Über die Festsetzung der Baugrenzen wird eine ausreichende Raumgliederung gemäß den 
Vorgaben des städtebaulichen Konzeptes erreicht, ohne die Gestaltungsfreiheit der Bau-
herren zu sehr zu beschränken. 
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 BESCHRÄNKUNG DER ZAHL DER WOHNUNGEN GEMÄSS § 9 ABS. 1 NR. 6 
BAUGB 

Festsetzung 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB darf die maximale Zahl an Wohnungen in Wohngebäuden 
im Allgemeinen Wohngebiet (WA) zwei nicht überschreiten.  

Begründung 

Durch die Festsetzung der maximal zulässigen Wohnungen für die Wohngebäude wird die 
städtebauliche Dichte gesteuert.  

Die Regelung der insgesamt zulässigen Anzahl der Wohnungen im Allgemeinen Wohnge-
biet verhindert die Entstehung von größeren Mehrfamilienhäusern in Bereichen, an de-
nen es städtebaulich nicht erwünscht ist.  

Eine Begrenzung der Wohneinheiten führt zudem zu einer Begrenzung des Verkehrsauf-
kommens auf ein, der jeweiligen Erschließungsstraße entsprechendes, Maß. 

 VERKEHR 

6.6.1 Verkehrliche Konzeption  

Verkehrsanbindung des Plangebietes 

Die Erschließung erfolgt über die beiden bestehenden Straßen „Auf der Schlicht“ und „Auf 
dem Bornberg“ im Westen und Osten des Plangebietes. Eine andere oder weitere Zufahrt 
ist aufgrund der bereits bestehenden Strukturen nicht sinnvoll. 

Die beiden bestehenden Straßen führen über die Straßen „Im Appeltal“ (nur „Auf dem 
Bornberg“) und „Krämerstraße“ auf die größere „Berliner Straße“. Diese stellt über die 
„Bettingerstraße“ und „Hüttersdorferstraße“ die Verbindung zur B 268 sicher sowie über 
eine Reihe weiterer Straße die Verbindung zur L 336 und L 143, welche auf die B 269 über-
leitet. Hierüber ist auch die Autobahn BAB A 8 (Luxemburg – Saarlouis – Pirmasens) zu 
erreichen. 

Innere Erschließung 

Die innere Erschließung erfolgt über die Verlängerung der Straßen „Auf der Schlicht“ und 
„Auf dem Bornberg“. Ergänzt werden die Erschließungsstraßen durch zwei Nachbar-
schaftsplätze.  

Ruhender Verkehr 

Der ruhende Verkehr soll innerhalb des Planungsgebietes größtenteils auf den privaten 
Grundstücksflächen sichergestellt werden. Hier sind entsprechende Stellplätze nachzu-
weisen.  

ÖPNV 

Die dem Planungsgebiet nächstgelegene Bushaltestelle ist die Haltestelle „Hüttersdorf – 
Sturnstraße“. Hier verkehrt die Buslinie 468 (nach Schmelz). 

Fußläufige Anbindung 

Die Straßen sollen als niveaugleiche Mischflächen und damit gleichberechtigt auch für 
Fußgänger ausgebaut werden.  

Der bestehende Feldweg von der Straße „Auf der Schlicht“ Richtung Norden zu den land-
wirtschaftlichen Flächen wird in das Konzept übernommen. Ein weiterer Fußweg zwischen 
den Straßen bietet kurze Wege.  
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6.6.2 Festsetzungen zur Umsetzung der Verkehrskonzeption 

Für den Themenbereich Verkehr trifft der Bebauungsplan folgende Festsetzungen: 

Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB,  
§ 12 BauNVO) 

siehe Planzeichnung 

Stellplätze, Garagen und Gemeinschaftsflächen sind im Plangebiet innerhalb der überbau-
baren  Grundstücksfläche und den seitlichen Abstandsflächen zulässig. Zusätzlich sind 
Stellplätze auch auf den Grundstücksflächen zwischen Straßenbegrenzungslinie und vor-
derer Baugrenze zulässig. Von Garagen ist ein Abstand von 5 m zur Straßenbegrenzungs-
linie einzuhalten.  

Verkehrsflächen sowie Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung, wie Fußgänger-
bereiche, Flächen für das Parken von Fahrzeugen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Festsetzung 

Im Plangebiet werden die öffentlichen Erschließungsflächen als Verkehrsfläche besonde-
rer Zweckbestimmung festgesetzt. Dabei wird unterschieden in 

• Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung – verkehrsberuhigter Bereich 

• Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung – Fuß- und Radweg 

• Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung Feldweg 

Im nordöstlichen Bereich des Plangebietes wird ein privater Erschließungsweg festge-
setzt. 

 VER- UND ENTSORGUNG  

6.7.1 Allgemeine Konzeption 

Alle für das Plangebiet notwendigen Anschlüsse an Ver- und Entsorgungseinrichtungen 
(Strom, Abwasser, Telekommunikation) sind in den angrenzenden Straßen bereits vor-
handen, sodass die äußere Erschließung des Plangebietes auch hinsichtlich der techni-
schen Infrastruktur ohne großen zeitlichen und finanziellen Aufwand gewährleistet ist. 

Die Versorgung des Planungsgebietes mit Wasser und Energie ist sicherzustellen und mit 
den entsprechenden Versorgungsträgern abzuklären. Ebenso ist eine schadlose und um-
weltschonende Beseitigung der anfallenden Abwässer zu gewährleisten. 

6.7.2 Strom- und Gasversorgung 

Die energis GmbH sind für die Versorgung innerhalb des Plangebietes zuständig. Die Ver-
sorgung des Plangebietes mit Strom und Gas kann aufgrund der innerörtlichen Lage prob-
lemlos über Ortsnetzerweiterungen bzw. –anpassungen der bereits vorhandenen Versor-
gung hergestellt werden. 

6.7.3 Wasserversorgung 

Die Wasserversorgung erfolgt durch das Gemeindewasserwerk Schmelz. Zur Wasserver-
sorgung des Plangebietes ist eine Erweiterung des vorhandenen Ortsnetzes erforderlich.  

6.7.4 Abwasser/ Entwässerung 

Träger der innerörtlichen Abwasserentsorgung sind die Technischen Werke Schmelz.  
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Derzeit werden zwei Entwässerungsvarianten auf ihre Umsetzbarkeit von der Ingenieur-
büro Paulus und Partner GmbH geprüft. Diese stellen sich wie folgt dar: 

„Variante 1: 

Ableitung von Niederschlagswasser und häuslichem Schmutzwasser findet im Trennsys-
tem statt. Der Anschluss des Regenwasserkanals erfolgt an das vorhandene Schachtbau-
werk im Bereich des Anwesens „Auf dem Bornberg 29“ und leitet im weiteren Verlauf in 
ein Regenrückhaltebecken am Hüttersdorfer Mühlenbach ein. Die Ableitung des Schmutz-
wassers folgt der gleichen Trasse in ein vorhandenes Pumpwerk im Bereich vor Anwesen 
„Auf dem Bornberg 10“. 

Variante 2: 

Auch hier erfolgt die Ableitung von Niederschlagswasser und häuslichem Schmutzwasser 
im Trennsystem. Das Niederschlagswasser nimmt den Weg aus Variante 1. Die Ableitung 
des Schmutzwassers erfolgt in das vorhandene Mischwassersystem in der Krämerstraße.“ 

6.7.5 Festsetzungen zur Ver- und Entsorgung 

Nebenanlagen 

Gem. § 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO wird festgesetzt, dass Nebenanlagen im Sinne des § 14 
BauNVO nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig sind. Nebenanla-
gen, die der Versorgung des Baugebiets mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser sowie zu 
Ableitung von Abwasser dienen, sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-
chen als Ausnahme zulässig (§ 14 Abs. 2 BauNVO).  

Führung von oberirdischen oder unterirdischen Versorgungsanlagen- und leitungen (§9 
Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

Das Baugebiet ist im Trennsystem zu entwässern. 

 GRÜN- UND LANDSCHAFTSPLANUNG 

Da die Bauleitplanung und die hierdurch planerisch zulässige Versiegelung von Grund und 
Boden Eingriffe in einen bisher weitgehend unbebauten Raum ermöglicht, ist es notwen-
dig, im Sinne einer ökologisch orientierten Siedlungsentwicklung entsprechende Minde-
rungs-, Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des Plangebietes durchzuführen. Da-
her ist eine wesentliche Aufgabe des vorliegenden Bebauungsplans, die Belange von Um-
welt- und Naturschutz sowie der Ökologie und Landschaftspflege ausreichend zu berück-
sichtigen. 

Hierzu werden folgende grünordnerischen Festsetzungen im Bebauungsplan getroffen: 

6.8.1 Öffentliche Grünfläche 

Festsetzung 

siehe Planzeichnung und Pflanzmaßnahmen 

Begründung 

Durch die Festsetzung wird das bestehende Spielplatzangebot erhalten und eine Straßen-
raumeingrünung am südlichen Randbereich des Plangebietes geschaffen. 
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6.8.2 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 

Festsetzung  

Bepflanzung nicht überbaubarer Grundstücksflächen 

Die nicht überbauten Grundstücksflächen im Allgemeinen Wohngebiet sind unversiegelt 
zu belassen und gärtnerisch als Zier- oder Nutzgarten anzulegen.  

Es wird festgesetzt, dass auf jedem Baugrundstück mit über 100 qm unbebauter Fläche 
mindestens ein  einheimischer Laubbaum 2. Ordnung oder ein Obstbaum zu pflanzen ist. 
Dabei wird folgende Baumqualität festgelegt: 3x verpflanzt mit einem Stammumfang von 
mindestens 14-16. 

Straßenraumeingrünung 

An den mit Symbol gekennzeichneten Standorten sind Bäume zur Eingrünung des Stra-
ßenraumes zu pflanzen. Die Darstellung des Baumstandortes gibt die Grundzüge der Pla-
nung wieder, der endgültige Standort kann um maximal 3 m verschoben werden. Tiefwur-
zelnde Bäume müssen einen Mindestabstand von 2,5 m zu Versorgungskabeln/-leitungen 
aufweisen. Bei Unterschreitung dieses Abstandes sind die Kabel bzw. Leitungen vor Wur-
zeleinwirkungen zu sichern. Die öffentliche Grünfläche im Bereich unter den Baumpflan-
zungen ist als Wiese anzulegen. 

Für alle Pflanzmaßnahmen sind die einschlägigen DIN-Normen zu beachten und es sind 
gebietsheimische Gehölze mit der regionalen Herkunft „Westdeutsches Bergland und 
Oberrheingraben“ (Region 4) nach dem „Leitfaden zur Verwendung gebietseigener Ge-
hölze“ (BMU, Januar 2012) zu verwenden. Eine Auswahl geeigneter standortgerechter Ge-
hölze stellt die im Folgenden aufgeführte Liste beispielhaft dar: 

Pflanzliste Laubbäume  
Berg-Ahorn (Acer pseudoplatanus) 
Feld-Ahorn (Acer campestre) 
Hainbuche (Carpinus betulus) 
Rotbuche (Fagus sylvatica) 
Sommer-Linde (Tilia platyphyllos) 
Spitz-Ahorn (Acer platanoides) 
Stiel-Eiche (Quercus robur) 
Trauben-Eiche (Quercus petraea) 
Vogel-Kirsche (Prunus avium) 
Wald-Kiefer (Pinus sylvestris) 
Winter-Linde (Tilia cordata) 

Pflanzliste Sträucher 
Brombeere (Rubus fruticosus agg.) 
Echter Faulbaum (Rhamnus frangula) 
Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna) 
Feld-Ahorn (Acer campestre) 
Gemeiner Schneeball (Viburnum opulus) 
Hasel (Corylus avellana) 
Hundsrose (Rosa canina agg.) 
Kratzbeere (Rubus caesius) 
Liguster (Ligustrum vulgare) 
Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus) 
Rote Heckenkirsche (Lonicera xylosteum) 
Roter Hartriegel (Cornus sanguinea) 
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Sal-Weide (Salix caprea) 
Schlehe (Prunus spinosa) 
Schwarzer Holunder (Sambucus nigra) 
Traubenkirsche (Prunus padus) 
Vogelbeere (Sorbus aucuparia) 
Zweigriffliger Weißdorn (Crataegus laevigata) 

Pflanzqualität 

Zur schnelleren Wirksamkeit der Ausgleichspflanzungen im Sinne einer besseren Einbin-
dung des Planungsraumes ins Landschaftsbild werden folgende Mindestqualitätsstan-
dards an die Pflanzungen gestellt: 
- Hochstämme / Stammbüsche: 2xv, StU 12 - 14 cm 
- Heister: 2xv, ab 100 cm 
- Sträucher: 2 Tr; ab 60 cm 
- Stellplatzbäume: Mindesthöhe 2,50 m 

Erfolgte Anpflanzungen unterliegen der Bindung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB. 

Begründung 

Durch die gärtnerische Gestaltung sowie Pflanzung von Laub- bzw. Obstbäumen und 
Sträuchern im Wohngebiet werden die nicht überbaubaren Flächen ökologisch aufgewer-
tet.  

So trägt die Begrünung der nicht überbaubaren Grundstücksflächen im Allgemeinen 
Wohngebiet zur gestalterisch aufwertenden Begrünung der Grundstücksflächen bei. Es 
soll im neuen Wohngebiet attraktiver Erholungs- und Freizeitraum im Umfeld der Wohn-
gebäude geschaffen werden. Die festgesetzten Gehölzpflanzungen im Bereich des Wohn-
gebietes bieten durch Pflanzung heimischer Gehölze gleichzeitig neuen Lebensraum für 
synanthrope, störungstolerante Arten der Fauna. 

Grundsätzlich leisten die Gehölzstrukturen im Plangebiet einen wichtigen Beitrag zum 
Funktionieren des Naturhaushaltes. Sie übernehmen in diesem Zusammenhang wichtige 
u.a. klimaökologische Funktionen wie die Ausfilterung von Luftschadstoffen und tragen 
zur Verbesserung des Mikroklimas durch Windschutz, Erhöhung der Luftfeuchtigkeit und 
Herabsetzung sommerlicher Temperaturen durch Beschattung und Transpirationsküh-
lung bei. Weiterhin erfolgt durch die Gehölzpflanzungen die Schaffung von Lebens- und 
Nahrungsraum sowie Rückzugsraum für zahlreiche Tierarten, v.a. der Avifauna. 

Grundsätzlich sind heimische und standortgerechte Gehölzarten zu verwenden, um die 
langfristige Entwicklung der Gehölze zu sichern. Heimische, standortgerechte Gehölze 
stehen in enger Wechselbeziehung zu den hier natürlicherweise vorkommenden Tierar-
ten. Durch die Pflanzqualitäten werden Mindeststandards für die anzupflanzenden Ge-
hölze vorgegeben, um die beabsichtigten Wirkungen schnellstmöglich zu erzielen. 

 NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME (§ 9 ABS. 6 BAUGB) 

In die verbindliche Bauleitplanung sind Festsetzungen, die nach anderen gesetzlichen Vor-
schriften getroffen sind, nachrichtlich zu übernehmen. Gleiches gilt für Denkmäler nach 
Landesrecht. Solche Festsetzungen sind getroffen, wenn sie mit Außenwirkung rechtsver-
bindlich sind und für sich aus ihrer eigenen Rechtsgrundlage heraus gelten, ohne dass sie 
einer Festsetzung im Bebauungsplan bedürfen. 

Nachrichtliche Übernahmen brauchen nur in einem Umfang zu erfolgen, soweit sie zum 
Verständnis des Bebauungsplanes oder für die städtebauliche Beurteilung von Baugesu-
chen notwendig oder zweckmäßig sind. Folgende nachrichtliche Übernahmen werden da-
her in den Bebauungsplan übernommen: 
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6.9.1 Wasserschutzgebiet C 34 „Hüttersdorf – Bettingen“ 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt nach der Verordnung über die Festsetzung 
eines Wasserschutzgebietes in der Gemeinde Schmelz (Wasserschutzgebietsverordnung 
"Hüttersdorf - Bettingen" vom 22. Januar 1990, Amtsblatt des Saarlandes, S. 75 ff), inner-
halb der weiteren Schutzzone (Zone III) dieses Wasserschutzgebietes. Die in der Verord-
nung festgelegten Verbote und genehmigungspflichtigen Handlungen sind zu beachten.  

Gem. § 3 Abs. 1 Ziffer 17 der WSG-VO sind Erdaufschlüsse, durch die die Deckschichten 
wesentlich vermindert werden, vor allem, wenn das Grundwasser ständig oder zu Zeiten 
hoher Grundwasserstände aufgedeckt oder eine schlecht reinigende Schicht freigelegt 
wird und keine ausreichende und dauerhafte Sicherung zum Schutz des Grundwassers 
vorgenommen werden kann, verboten und bedürfen ggf. einer Befreiung. 

Auf Grund der Lage innerhalb der Schutzzone III eines Wasserschutzgebietes sind Brun-
nenbohrungen sowie Erdwärmesonden nicht genehmigungsfähig, da die Niederbringung 
von Bohrungen einen Eingriff in den Untergrund darstellen, welche mit dem Trinkwasser-
schutz nicht vereinbar ist. Die Beurteilung der Genehmigungsfähigkeit von Erdwärmekol-
lektoren bedarf entsprechender Einzelfallprüfungen. 

Für die Ausführung vorgesehener Sauberkeits-, Trag- oder Dränschichten, für die Verfül-
lung von Arbeitsräumen (Kanalgräben, Baugruben usw.) sowie für den Unter- und Ober-
bau von Verkehrs- und Parkflächen darf nur Material verwendet werden, das keine aus-
laugbaren wassergefährdenden Bestandteile enthält (geeignetes Naturmaterial) bzw. 
Material, das die Vorgaben der Ersatzbaustoffverordnung einhält. 

Erst nach Vorlage der konkreten Anträge unter Berücksichtigung der rechtlichen Vorga-
ben können die ggf. erforderlichen Auflagen festgesetzt und eine eventuell benötigte Be-
freiung erteilt werden. 

 RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH (GEMÄSS § 9 ABS. 7 BAUGB) 

Die genauen Grenzen des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans sind der 
Planzeichnung zu entnehmen. 

 HINWEISE 

Die Hinweise beinhalten die im Zuge der Verwirklichung des Bebauungsplans zu beach-
tenden Aspekte, welche keinen Festsetzungscharakter haben bzw. aufgrund anderer Vor-
schriften, Normen etc. beachtlich sind. Auch ohne Festsetzungscharakter wird auf die Be-
achtung nachdrücklich hingewiesen. 

6.11.1 Denkmalschutz 

Die Vorschriften des Saarländischen Denkmalschutzes sind zu beachten und einzuhalten.  

6.11.2 Schutz des Oberboden 

Der bei den zu erwartenden Baumaßnahmen anfallende Oberboden ist abzuschieben, 
fachgerecht zu lagern und bei der Gestaltung der Grünflächen wieder zu verwenden. 
Während der Bauausführung soll nach DIN 18915 vorgegangen werden.  

6.11.3 Baumbepflanzungen 

Das Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen der 
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen ist bei den Baumpflanzungen zu 
beachten. Bei der Ausführung der Erdarbeiten oder Baumaßnahmen müssen die Richtli-
nien der DIN 18920 “Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei 
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Baumaßnahmen“ beachtet werden. Weiterhin ist das DVGW-Regelwerk GW 125 “Baum-
pflanzungen im Bereich unterirdischer Versorgungsanlagen“ bei der Planung zu beachten, 
um Schäden an Versorgungsleitungen auszuschließen. 

6.11.4 Rodungs- und Rückschnittarbeiten 

Entsprechend § 39 Abs. 5 BNatSchG sind erforderliche Rodungs- und Rückschnittarbeiten 
im Zeitraum zwischen dem 01. Oktober und dem 28. Februar des Folgejahres durchzufüh-
ren. 

6.11.5 Einhaltung der Grenzabstände 

Bei der Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern entlang von Grundstücksgrenzen sind 
die Grenzabstände gemäß dem Saarländischen Nachbarrechtsgesetz zu beachten.  

6.11.6 Leitungen der energis-Netzsgesellschaft mbH 

Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich keine Leitungen und Kabel der energis 
GmbH und der energis-Netzgesellschaft mbH. Allerdings befinden sich am östlichen Rand 
des Geltungsbereichs folgende Versorgungseinrichtungen: 

- Niederspannungskabel,  
- Erdgasmitteldruckleitungen und  
- Straßenbeleuchtungsmaste. 

Nach geltenden DVGW- und VDE-Richtlinien müssen zu den Versorgungsleitungen die gel-
tenden Schutzabstände eingehalten werden. Die Schutzstreifenbreite bei Kabeln und Lei-
tungen beträgt 1,0 m (jeweils 0,5 m beiderseits der Kabel und Leitungstrasse). 

Kabel- und Leitungstrassen dürfen nicht überbaut bzw. bepflanzt werden und müssen je-
derzeit zum Zwecke der Inspektion, Wartung und Instandsetzung frei zugänglich sein. Alle 
geplanten Einzelmaßnahmen im Bereich der Anlagenteile, insbesondere Geländeniveau-
veränderungen oder Anpflanzungen, bedürfen der Zustimmung der energis-Netzgesell-
schaft mbH, Saarbrücken. 

Grundsätzlich sind Baumaßnahmen in der Nähe der Einrichtungen vor Baubeginn abzu-
stimmen. Der Bauherr bzw. das bauausführende Unternehmen möge sich bitte vor Bau-
beginn an die Organisationseinheit B SN-SWL,  

Tel. 06814030-4441 oder bzs-strom-swl@energis-netzgesellschaft.de für Stromleitungen 
bzw.bzs-rohrnetz-west@energis-netzgesellschaft.de oder Tel. 06814030-3201 für Gaslei-
tungen, wenden. 

Entsprechende Einweisungspläne der Versorgungsleitungen können über die Planaus-
kunft, Organisationseinheit Netzdokumentation, zur Verfügung gestellt werden. Unter 
folgender Adresse sind die Einweisungspläne anzufordern: leitungsauskunft@energis-
netzgesellschaft.de. 

6.11.7 Eisenerzkonzession 

Das Plangebiet liegt im Gebiet einer ehemaligen Eisenerzkonzession. Ob unter diesem Be-
reich Abbau umgegangen ist, geht aus den Akten- und Planunterlagen jedoch nicht her-
vor. Es wird empfohlen bei Ausschachtungsarbeiten auf Anzeichen von altem Bergbau zu 
achten und dies mitzuteilen. 
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7 UMWELTBERICHT 

 EINLEITUNG 

7.1.1 Angaben zum Standort 

Das ca. 1,9 ha große Plangebiet ist gesamträumlich betrachtet im Norden des Ortsteils 
Hüttersdorf gelegen. Es schließt die Freifläche zwischen den Straßen „Auf der Schlicht“ 
und „Auf dem Bornberg“. 

Der größte Teil des Plangebietes wird durch eine Wiesenfläche eingenommen. Lediglich 
im Westen befindet sich ein kleiner Gehölzbestand, der vermutlich auf einen verwilderten 
Garten zurückzuführen ist. Im Osten ist zudem ein kleiner Spielplatz vorhanden.  

7.1.2 Art des Vorhabens / Umweltrelevante Festsetzungen 

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan „Auf dem Bornberg” sollen die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen zur Entwicklung eines Wohngebietes geschaffen werden. Entsprechend 
der Zielsetzungen des Bebauungsplanes werden im Geltungsbereich ein Wohngebiet so-
wie Grün- und Verkehrsflächen mit entsprechend zulässigen Arten von Nutzungen festge-
setzt. Das Maß der baulichen Nutzung wird über die Festsetzung der Grundflächenzahl, 
hier 0,4, wobei eine Überschreitung der GRZ bis 0,5 zulässig ist, geregelt. Die maximale 
Höhe baulicher Anlagen liegt bei einer Traufhöhe von 7m und einer Firsthöhe von 11m. 

Die Grünfestsetzungen innerhalb des Plangebietes zielen auf eine möglichst hohe Begrü-
nung innerhalb des Geltungsbereichs ab.  

7.1.3 Bedarf an Grund und Boden 

Der Bedarf an Grund und Boden im Planungsgebiet lässt sich wie folgt zusammenfassen 
(Flächenermittlung auf CAD-Basis): 

• gesamtes Plangebiet: ca. 19.315 m² 

• Versiegelte Fläche innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes (GRZ 0,4 mit 
Überschreitungsmöglichkeit bis 0,5): ca. 8.085 m² 

• Verkehrsflächen: ca. 2.690 m² 

• Öffentliche Grünfläche (Spielplatz): ca. 220 m² 

• Öffentliche Grünflächen Straßenraumeingrünung mit Anpflanzung gemäß § 9 
Abs. 1 Nr. 25 a BauGB (Wiesenflächen): ca. 240 m² 

• Anpflanzung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB (Einzelbaumpflanzungen zur 
Straßenraumeingrünug: 7 Bäume 

• Anpflanzung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB (Bepflanzung nicht überbau-
bare Grundstücksflächen): ca. 8.080 m² 

7.1.4 Festlegung von Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
(Scoping) 

Gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sind die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, 
deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, zur Äußerung im Hinblick 
auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung aufzufordern. 
Hierzu werden alle relevanten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und 
Nachbargemeinden angeschrieben und um Stellungnahme gem. § 4 Abs. 1 BauGB und 
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§ 2 Abs. 2 BauGB gebeten. Die Ergebnisse dieser Beteiligung werden dann im weiteren 
Planverfahren aufgenommen. 

7.1.5 Festgelegte Ziele des Umweltschutzes gemäß Fachgesetzen und Fach-
plänen 

Im Plangebiet selbst befinden außer dem Wasserschutzgebiet WSG Hüttersdorf / Bettin-
gen keine weiteren Schutzgebiete nach dem Schutzgebietskataster des Saarlandes (geo-
portal.saarland.de). 

Im Plangebiet befinden sich keine Geschützten Biotope die nach § 22 SNG in Verbindung 
mit § 30 BNatSchG geschützt sind und auch kein Naturdenkmal. Vogelschutzgebiete be-
finden sich nicht in der näheren Umgebung. Im Rahmen der Offenland-Biotopkartierung 
wurden außerhalb des Plangebietes zwei LRT 6510 in ca. 250 m Entfernung mit der Ge-
bietsnummer BT-6507-07-0237 und BT-6507-07-0235 nachgewiesen: Magere Flachland-
Mähwiesen (Alopecurus pratensis, Sanguisorba officinalis) (6510). 

Der Hüttersdorfer Mühlenbach außerhalb des Plangebietes mit seinen angrenzenden Be-
reichen ist als Habitat_GB_6506_0195_2016 gelistet (Arten und Biotope, geoportal.saar-
land.de). Das Gebiet außerhalb des Plangebietes um den Hüttersdorfer Mühlenbach 
wurde in die Liste der ABSP-Flächen aufgenommen als ObjectID 1175 „kleines Bachtäl-
chen und die angrenzenden Hänge mit Sandrasen und Besenginster“ sie ist eine Kernflä-
che mit regionaler Bedeutung (Arten und Biotopschutzprogramm, geoportal.saarland.de). 

Das nächstgelegene Landschaftsschutzgebiet das „Landschaftsschutzgebiet im Landkreis 
Saarlouis - im Bereich der Gemeinden Schmelz (und Nalbach)“ (LSG-L_3_01_05) befindet 
sich nördlich und westlich in ca. 300 m Entfernung und das „Landschaftsschutzgebiet 
"Wiesenlandschaft bei Düppenweiler" (L 6506-302) nordwestlich in ca. 1200 m Entfer-
nung. Innerhalb des letztgenannten LSG liegt ein FFH-Gebietsvorschlag (nationale Liste) 
im Nordwesten (Kennung FFH-L-6506-302). 

Das nächstgelegene Naturschutzgebiet außerhalb des Plangebietes „Engelgrund – Girtel-
wiese“ (NSG-025) befindet sich nord-westlich in ca. 750 m Entfernung. 

Durch das vorliegende Vorhaben wird keines der o.g. umliegenden Schutzgebiete auf-
grund der Entfernung und der dazwischenliegenden Siedlungs- und Grünflächen beein-
trächtigt.  

Im Landschaftsprogramm des Saarlandes wird das Plangebiet in Karte 6 „Waldwirtschaft 
und Landwirtschaft“ als landwirtschaftliche Nutzfläche dargestellt. 

 BESCHREIBUNG DER UMWELT UND IHRER BESTANDTEILE 

7.2.1 Abgrenzung des Untersuchungsraumes 

In räumlicher Hinsicht muss sich die Beschreibung der Umwelt auf den Einwirkungsbe-
reich des Vorhabens erstrecken. Dieser ist abhängig von der Art der Einwirkungen (z. B. 
Luftverunreinigungen, Geräusche) und dem betroffenen Schutzgut. 

Aufgrund der Art des Vorhabens beschränken sich die Auswirkungen auf den Geltungsbe-
reich selbst. Insofern sind hinsichtlich der Auswirkungen auf die Naturgüter mit dem vor-
liegenden Bebauungsplan keine über das Plangebiet hinausgehenden Beeinträchtigungen 
zu erwarten, so dass diesbezüglich Untersuchungen innerhalb des Plangebietes und des-
sen direktem Umfeld ausreichend sind. 
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7.2.2 Naturraum und Relief 

Das Plangebiet liegt im Naturraum „190.40 Schmelzer Primstal“, welches zur Naturräum-
lichen Haupteinheit „190 Prims-Blies-Hügelland“ der Haupteinheitengruppe „19 Saar-
Nahe-Bergland“ gehört. 

Dies ist nach den Erläuterungen der Naturräumlichen Gliederung (Schneider, 1972) ein 
von markanten Höhen umrahmter, klimatisch begünstigter Abschnitt des Primstals. Die 
Talsohle ist besiedelt, wiesenreich und beträchtlich ausgeweitet bei stark wechselnder 
Neigung der teilweise landwirtschaftlich genutzten oder bewaldeten Hänge. Die rechte 
Talflanke ist durch zahlreiche Kastentälchen in schmale, zentripetale Riedel zerschnitten. 
Die Einheit ist durch ihre warm-trockene Beckenlage klimatisch begünstigt und steht da-
her ökologisch dem Mittleren Saartal nahe. Aus starken Hangneigungen und lehmig-san-
digen Böden mäßiger Bonität resultiert die Nutzung als Baumwiese und extensives Wei-
deland, in geringem Maß Ackerland sowie großflächig von Wald.  

Das Plangebiet befindet sich knapp unterhalb des ca. 250 m hohen namengebenden Born-
berg (250 m ü N N) und weist von Nord nach Süd (von 249 auf 247 m ü N N) und von West 
nach Ost (von 248 auf 245 m ü N N) ein leichtes Gefälle auf (topographic-map.com zuletzt 
abgerufen am 01.07.2022). 

7.2.3 Geologie und Böden 

Gemäß der Geologischen Karte des Saarlandes (1981, 1:50.000) befindet sich das Plange-
biet auf Kreuznacher Schichten (ro3) des Oberrotliegenden. In tonigen Übergangsschich-
ten mit ganz geringem Schuttinhalt mischen sich sandige Einlagerungen. Gemäß der 
GK100 Lithostratigraphie (geoportal.saarland.de) befindet sich das Plangebiet auf Kreuz-
nach-, Wadern- und Donnersberg-Formation der Kreuznacher und Waderner Schichten 
(prDO-prKN). Nördlich außerhalb des Plangebietes verläuft der Übergang zu den Ablage-
rungen der Talauen (qh,,f) entlang des Hüttersdorfer Mühlenbach. 

Das Plangebiet liegt nach BÜK100 (geoportal.saarland.de) vollständig im Bereich von 
„Braunerde und Podsolige Braunerde, im Homburger Becken auch Regosol, aus Hauptlage 
über älteren Deckschichten (Basislage) aus Sandsteinverwitterung (Buntsandstein und 
Rotliegendes; Kreuznach, im Süden an der Basis auch Wadern Formation)“. Deren Boden-
arten sind wie folgt geschichtet: Schutt- und teils geröllführender, lehmiger Sand, örtl. 
schluffiger bis schluffig-lehmiger Sand, über schwach bis sehr stark schutt- und teils ge-
röllführendem, schwach schluffigen bis schwach lehmigen Sand (im Rotliegenden Boden-
artenspektrum örtlich bis sandiger Lehm reichend) über Sandstein- und Konglomeratver-
witterung. Die Gründigkeit dieser Böden ist vorwiegend tief bis sehr tief; bei Regosolen 
und ackerbaulicher Nutzung mittel, an Steilhängen auch flach. Ihre Durchlässigkeit ist 
hoch bis sehr hoch. In Verebnungslagen ist bei mangelndem lateralem Wasserzug schwa-
che, örtlich mittlere Staunässe möglich. Der ökologische Feuchtegrad ist vorwiegend 
frisch bis mäßig frisch, bei Übergangsformen zu Ranker und Regosol häufig mäßig trocken. 
Das natürliche Ertragspotenzial ist gering. Die Luftkapazität ist hoch, die Feldkapazität je-
doch gering. 

7.2.4 Oberflächengewässer / Grundwasser 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Oberflächengewässer. Das nächstgele-
gene Oberflächengewässer, der Hüttersdorfer Mühlenbach, verläuft nördlich in ca. 100 m 
Entfernung. Dieser mündet ca. 900 m östlich entfernt in die Prims. Das Gebiet liegt zudem 
außerhalb der Überschwemmungsgebiete des Saarlandes (Hochwasserkarten, geopor-
tal.saarland.de) 
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Das Plangebiet selbst befindet sich im Wasserschutzgebiet WSG Hüttersdorf / Bettingen 
(geoportal.saarland.de). Es gehört zum Gewässereinzugsgebiet nach LAWA, 5 10 km2 zum 
Hüttersdorfer Mühlenbach. 

Nach der Hydrogeologischen Karte des Saarlandes (1:100.000, 1986; geopotal.saar-
land.de) liegt das Plangebiet auf dem Polygon 136, dieses trägt die Typenbezeichnung 
„Hauptgrundwasserleiter (Mittlerer Buntsandstein und Kreuznacher Schichten (sm+ro3)) 
mit Sohlfläche unter dem Vorfluterniveau“ innerhalb der „Kreuznacher und Waderner 
Schichten“ (prDO-prKN). 

Nach Hydrogeologischer Karte Deutschland (BGR Geoviewer) wird das Gebiet der Hydro-

geologischen Einheit „Sand-, Schluff-, Tonsteine und Konglomerate des Rotliegend“ zuge-
ordnet, die Gesteinsart sei „silikatisch“ und die Hohlraumart „Kluft“. 

7.2.5 Klima und Lufthygiene 

Das Plangebiet stellt eine unbebaute Wiesenfläche am Rand einer Siedlungslage dar, wes-
halb es eine Funktion als Kaltluftentstehungsgebiet aufweist. Nördlich des Plangebietes 
befindet sich der Hüttersdorfer Mühlenbach. Die nächste Kaltluftabflussbahn nach La-
pro2009 (geoportal.saarland.de) befindet sich entlang der Prims in ca. 900 m Entfernung. 

Innerhalb des Plangebietes ist lediglich mit geringen Vorbelastungen hinsichtlich der Im-
missionssituation durch Abgase aus den Verkehrsströmen durch Anwohner und Besucher 
des Wohngebietes zu rechnen. Lärmquellen befinden sich nicht im Umfeld des Plangebie-
tes, nennenswerte Vorbelastungen durch Abgasemissionen sind im Plangebiet ebenfalls 
nicht gegeben. Die nächste diesbezügliche Quelle ist die ca. 900 m östlich verlaufende 
L143 mit einem hohen Verkehrsaufkommen (Verkehrsmengenkarte Saarland, 2010, LfS). 

7.2.6 Arten und Biotope 

Potenziell natürliche Vegetation 

Als potenzielle natürliche Vegetation wird die Vegetation bezeichnet, die sich ohne die 
Einwirkungen des Menschen unter regulären Klimabedingungen auf einem Standort ein-
stellen würde, und die sich im Gleichgewicht mit den aktuellen Geoökofaktoren ihrer Le-
bensumwelt befindet. Die potenziell natürliche Vegetation ist Ausdruck des biotischen 
Potenzials einer Landschaft. 

Nach den Erläuterungen der Naturräumlichen Gliederung (Schneider, 1972) ist die Poten-
ziell natürliche Vegetation ein armer Traubeneichen-Buchenwald. Zu diesen Arten kämen 
auf podsoligen Rostbraunerden und Braunerden aus Quarzsanden der sonnseitigen Hang-
lagen Birke und Kiefer hinzu und auf Anreicherungsstandorten die Hainbuche. Scheider 
(1972) beschrieb die damalige aktuelle Vegetation als Eichenhecken und Eichen-Hainbu-
chen-Niederwälder. Diese seien zum Teil in Buchen-Eichen-Hochwald und in Fichtenforst 
umgewandelt worden. 

Biotoptypen – Zusammenfassend 

Die Bestandsaufnahme der Biotoptypen erfolgte im Juni 2022 durch Begehung vor Ort. 
Die Differenzierung der Biotoptypen orientiert sich am Leitfaden Eingriffsbewertung von 
2001 des saarländischen Ministeriums für Umwelt, Energie und Verkehr. Dementspre-
chend werden auch die Nummerncodes für die Erfassungseinheiten aus diesem Leitfaden 
vergeben. Die Verbreitung der Biotoptypen bzw. Erfassungseinheiten im Raum ist dem 
Biotoptypenplan zu entnehmen. Die darin enthaltenen Biotoptypen werden im Folgenden 
beschrieben. 
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Wiesenweg (2.2.14) 

Der Bestand des Wiesenweges setzt sich aus typischen Vertretern eines extensiv genutz-
ten Weges zusammen, wie z. B. Spitzwegerich (Plantago lanceolata). Die Grasartigen ent-
sprechen denen der unten genannten Wiese frischer Standorte, jedoch ist der Krautanteil 
deutlich reduzierter. Teilweise wird der Weg augenscheinlich auch befahren, ist aber mit 
einer dichten Grasschicht bewachsen und durch den angrenzenden Feldgehölzstreifen 
teilweise beschattet. Für den Biotop- und Artenschutz ist der Bestand zusammenfassend 
auch aufgrund seines Durchgangscharakters als mittelwertig einzustufen. 

    

Abbildung 7: Wiesenweg 

Wiese frischer Standorte (2.2.14.2) 

Eine Wiese frischer Standorte dominiert den größten Anteil des Geltungsbereichs (Arten-
liste im Anhang). Die Wiese wird gebildet von Gräsern wie Glatthafer (Arrhenatherum ela-
tius), Flaum-Trespe (Bromus hordeaceus), Ausdauernder Lolch (Lolium perenne) und ei-
nem geringen Anteil an Krautigen. Als Kenn- und Trennarten des Lebensraumtyp (LRT) 
„Magere Flachland-Mähwiese“ 6510 des Anhang I der Flora-Fauna-Habitatrichtlinie (FFH-
RL) kommen an einzelnen Stellen die Rapunzelglockenblume (Campanula rapunculus), 
Zaun-Wicke (Vicia sepium), Wiesen-Flockenblume (Centaurea jacea agg.) hinzu. Als le-
bensraumtypische Arten kommen aus der Gruppe B der Mittel-Wegerich (Plantago me-
dia) und aus der Gruppe C der Gewöhnliche Hornklee (Lotus corniculatus) hinzu. Weitere 
Arten auf der Fläche sind Flaum-Trespe (Bromus hordeaceus), Gew. Schafgarbe (Achillea 
millefolium) und Krauser Ampfer (Rumex crispus). Das Artenspektrum, mit einem hohen 
Grasanteil und nur einem geringen vorkommenden Krautanteil sowie Beeinträchtigungen 
(mosaikartig dichtere Ampferbestände in der Fläche, sporadisch geringe Brachetendenz) 
führten vermutlich dazu, dass das Plangebiet trotz des Vorkommens von o.g. Kenn- und 
Trennarten nicht als FFH-Lebensraumtyp 6510 im Erhaltungszustand C einzustufen ist.  

Als Störung ist der Freizeitdruck durch Erholungssuchende zu nennen (Trampelpfade 
durch die Fläche) sowie die Nutzung des von der Fläche im Osten eingeschlossenen Spiel-
platzes. Für den Biotop- und Artenschutz ist die Wiese aufgrund ihrer Artenzusammen-
setzung und Struktur insgesamt aber als mittelwertig einzustufen.  
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Abbildung 8: Wiese frischer Standorte, li. Blick von Süden, re. Blick von Südost (Foto: ARGUS CONCEPT). 

Feldgehölz (2.11, zwei Teilstücke) 

Das Plangebiet wird im Süden von einem Feldgehölzstreifen entlang des Weges gesäumt. 
Im Westen liegt auf Höhe der Hälfte der Fläche anschließend an den Garten des Nachbar-
grundstückes, eine ebenso diesem Biotoptyp zugehörige Fläche. Beide Teilstücke sind he-
terogen und artenreich, der Streifen im Süden ist aber auch relativ lückig strukturiert. In 
der Baumschicht treten die Vogel-Kirsche (Prunus avium), Hänge-Birke (Betula pendula), 
Blutroter Hartriegel (Cornus sanguinea) sowie weitere Vertreter der Gattungen Prunus 
und Äpfel (Malus) auf. Zudem sind im südlichen Teilbereich mehrere mittelgroße Eichen-
bäume zu finden. In der Strauchschicht ist Gewöhnliche Hasel (Corylus avellana), Schwar-
zer Holunder (Sambucus nigra), Echte Brombeeren (Rubus fruticosus agg.) und Vertreter 
der Gattung Weißdorn (Crataegus) anzutreffen. Teils ist dem Gehölzbestand ein Brom-
beersaum vorgelagert. Für den Biotop- und Artenschutz ist dieser Biotoptyp als mittel- bis 
hochwertig einzustufen.  

 

  

Abbildung 9: Feldgehölz, li. Streifen im Süden, re, Fläche im Westen (Foto: ARGUS CONCEPT). 

Vollversiegelte Fläche (3.1), Schotterrasen (3.3.1) und Ruderalfäche (3.6) 

Im südöstlichen Randbereich des Plangebietes befinden sich vollversiegelte Bereiche so-
wie Schotterrasenflächen, die angrenzend an das Wohnhaus der Straße „Auf dem Born-
berg“ Nr. 29 als Stellplatz- und Zufahrbereiche genutzt werden. Westlich geht der Schot-
terrasen in Ruderalflächen über, die teilweise als Lagerflächen für Holz genutzt werden.  

Spielplatz (3.4) 

Der Spielplatz weist außer dem Bereich des Sandkastens keine teilversiegelte Fläche auf. 
Den überwiegenden Teil der Fläche nimmt ein kurz gemähter Rasen ein. Der neben Typi-
schen Vertreten wie Einjähriges Rispengras (Poa annua agg.) auch Arten der umgebenden 
Wiesenflächen enthält wie Spitz-Wegerich (Plantago lanceolata) und Gewöhnliche Horn-
klee (Lotus corniculatus). Auf der Fläche steht zudem mittig im nördlichen Teil eine Ge-
wöhnliche Platane (Platanus × hispanica). Für den Biotop- und Artenschutz ist der Bestand 
aufgrund seiner Nutzung und Strukturarmut als geringwertig einzustufen. 
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Abbildung 10: Spielplatz 

Biotope in der Umgebung.   

Im Norden setzt sich außerhalb des Plangebietes die Wiese fort. Diesem folgt ein Wäld-
chen zu beiden Seiten des Hütterdorfer Mühlenbach, der in privater Nutzung ist und nach 
Lapro2009 nicht als Waldfläche erfasst wurde. Ebenso nach Lapro2009 wurde Teile davon 
aber als Sukzession und Pflegefläche mit der ObjectID 456 erfasst. Im Osten grenzt der 
nördliche Ausläufer des Wohngebietes an. Im Süden liegen westlich und östlich ebenso 
Flächen der angrenzenden Wohngebiete. Mittig grenzt südlich eine der im Plangebiet ge-
legenen Wiese ähnlich strukturierte, aber etwas feuchtere Wiese sowie aufgewachsene 
Feldgehölze an. Im Westen liegen zwischen Bebauung und Waldrand noch Flächen die als 
Wiese, Weide genutzt werden. 

7.2.7 Immissionssituation 

Innerhalb des Plangebietes ist lediglich mit geringen Vorbelastungen hinsichtlich der Im-
missionssituation durch Abgase aus den Verkehrsströmen durch Anwohner und Besucher 
des Wohngebietes zu rechnen. Lärmquellen befinden sich nicht im Umfeld des Plangebie-
tes, nennenswerte Vorbelastungen durch Abgasemissionen sind im Plangebiet ebenfalls 
nicht gegeben.  

7.2.8 Kultur- und Sachgüter 

Landwirtschaft, Forstwirtschaft 

Eine forstwirtschaftliche Nutzung findet im Plangebiet nicht statt. Eine landwirtschaftliche 
Nutzung fand in den letzten Jahren durch Mahd statt. Das gesamte Plangebiet ist nach 
Lapro2009 (geoportal.saarland.de) als Landwirtschaftliche Nutzfläche (ObjectID 505) ein-
getragen. 

Landschaftsbild / Erholung 

Das Landschaftsbild im Plangebiet ist geprägt durch anthropogen beeinflusste Grünflä-
chen und der Lage angrenzend an die des Ortsteils Hüttersdorf. Bebaute Flächen, die ab-
schnittsweise durch Grünflächen (Rasen, Gärten) mit gestalterischen Pflanzungen unter-
brochen sind, charakterisieren diesen Raum.  

Dem Plangebiet kommt hinsichtlich einer überörtlichen Erholungsnutzung derzeit keine 
dahingehende Bedeutung zu. Entsprechende Strukturen der Freizeit- und Erholungsnut-
zung wie beispielsweise Wege befinden sich nicht innerhalb des Plangebietes. Lediglich 
für Sparziergänger, die die Trampelpfade innerhalb des Plangebietes nutzen, war die 
Grünfläche bisher von Bedeutung hinsichtlich einer Erholungsnutzung. 
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 ENTWICKLUNG DES UMWELTZUSTANDES BEI NICHTDURCHFÜHRUNG DER 
PLANUNG (NULLVARIANTE) 

Bei Nichtdurchführung der Planung würden sich die Biotoptypen innerhalb des Plangebie-
tes in ihrer Verteilung und Ausprägung nicht wesentlich verändern. Abhängig vom Mahd-
regime würden die Wiesebereiche erhalten bleiben, oder die Fläche würde mit der Zeit 
verbrachen und die Feldgehölze würden sich sukzessiv verbreiten. 

 BESCHREIBUNG DER VERMEIDUNGS-, VERMINDERUNGS- UND AUSGLEICHS-
MASSNAHMEN 

Ausgehend von der im vorangegangenen Kapitel beschriebenen Bestandssituation im 
Plangebiet und dem geplanten Vorhaben ist die Realisierung der Planung mit Auswirkun-
gen auf den Menschen und Umwelt verbunden. Im Rahmen der Planung werden daher 
auch Maßnahmen vorgesehen, die nachteilige Auswirkungen vermeiden, vermindern 
oder ausgleichen sollen. 

Als geeignete Ausgleichsmaßnahmen gemäß § 1a Abs. 3 BauGB zur Kompensation der 
durch den Bebauungsplan vorbereiteten Eingriffe in Natur und Landschaft gelten in die-
sem Zusammenhang sowohl im Bebauungsplan festgesetzte als auch in städtebaulichen 
Verträgen festgeschriebene Maßnahmen. 

7.4.1 Festgesetzte Maßnahmen des Bebauungsplans 

Im Bebauungsplan werden Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen festgesetzt. 
Hierbei handelt es sich um folgende Festsetzungen:  

• Beschränkung des Versiegelungsgrades auf das notwendige Maß durch die 
Festlegung einer Grundflächenzahl (GRZ) von max. 0,5 

• Beschränkung der Höhenentwicklung der Gebäude durch die Festsetzung ei-
ner maximalen Traufhöhe von 7 m und einer maximalen Firsthöhe von 11 m  

• Grünordnerische Festsetzung nach § 9 Abs.1 Nr. 25 a BauGB für die Bepflan-
zung nicht überbaubarer Grundstücksflächen 

 PROGNOSE ÜBER DIE ENTWICKLUNG DES UMWELTZUSTANDES 

Die Auswirkungen des Bebauungsplanes auf die umweltbezogenen Schutzgüter, den 
Menschen sowie die Kultur- und Sachgüter einschließlich ihrer Wechselwirkungen lassen 
sich wie folgt beschreiben: 

7.5.1 Auswirkungen auf die Schutzgüter 

Untergrund / Boden 

Die ökologischen Bodenfunktionen (Filter-, Puffer-, und Transformatorfunktion) sind für 
den Naturhaushalt der Landschaft von hoher Bedeutung. Neben der zeitlich verzögernden 
Speicherung von Wasser übernimmt der Boden die Bindung anorganischer und organi-
scher Schadstoffe, ebenso den mikrobiellen Um- bzw. Abbau von organischen Schadstof-
fen. So werden schädliche Stoffe gebunden oder sogar unschädlich gemacht, die Auswa-
schung ins Grundwasser oder die Aufnahme in die Nahrungskette durch Pflanzen wird 
gemindert. Genauso bedeutsam ist der Boden als Lebens- und Nahrungsraum für pflanz-
liche und tierische Organismen und daher auch Produktionsort von Biomasse. Innerhalb 
des Plangebietes unterliegt das Schutzgut Boden nur geringfügigen Vorbelastungen.  

Durch den vorliegenden Bebauungsplan wird der Bau von Wohngebäuden legitimiert. 
Dies führt vorhabenbedingt zu einer großflächigen Versiegelung von Flächen, somit zu ei-
nem Verlust von (weitgehend) natürlichem Boden.  
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Innerhalb des Plangebietes sollen ca. 56% der Flächen versiegelt werden (10.775 m²). Das 
Plangebiet ist derzeit fast vollständig unversiegelt. Durch Versiegelung von Bodenoberflä-
che werden die natürlichen Bodenfunktionen eingeschränkt oder gehen vollständig ver-
loren, der Boden als Lebensraum und Teil des Naturhaushaltes wird zerstört. Gleichzeitig 
werden Versickerung und der Rückhalt von Niederschlagswasser stark eingeschränkt. 
Folge ist unter anderem ein beschleunigter Oberflächenabfluss. 

Durch die Festsetzung der oben genannten Maßnahmen nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB, 
werden aufgrund einer hier nicht zulässigen Versiegelung die Bodenfunktionen auf ca. 
44% des Geltungsbereiches in ihrer aktuellen Ausprägung langfristig gesichert werden. 

Die Auswirkungen auf die Böden im Plangebiet können insgesamt durch die entsprechen-
den Festsetzungen (GRZ, Grünfestsetzungen) auf ein Mindestmaß begrenzt werden, so 
dass die Auswirkungen der vorliegenden Planung auf das Schutzgut Boden als mittel be-
wertet werden können. Erhebliche Auswirkungen auf die Böden gerade vor dem Hinter-
grund der Vorbelastungen im Plangebiet können allerdings ausgeschlossen werden. 

Oberflächengewässer / Grundwasser 

Durch Versiegelung wird neben dem Boden insbesondere das Schutzgut Wasser in Mitlei-
denschaft gezogen. So kommt es mit zunehmender Versiegelung zur Reduzierung der Ver-
sickerungsflächen und damit zur Reduzierung der Niederschlagsversickerung an Ort und 
Stelle. Eine Verminderung der Versickerung kann langfristig zur Verringerung der Grund-
wasserneubildung und zur Absenkung des Grundwasserspiegels führen. Gleichzeitig 
kommt es zu einer Erhöhung des Oberflächenabflusses, was unter Umständen die Kanali-
sation überlastet. Infolge des Abfließens über die Kanalisation verkürzt sich gleichzeitig 
für das Niederschlagswasser die Zeitspanne zwischen Niederschlagsereignis und dem 
Zeitpunkt des Einfließens in den natürlichen Vorfluter, so dass bei stärkeren Regenereig-
nissen gegebenenfalls die Gefahr von Überschwemmungen ansteigt. 

Um die Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser zu reduzieren, muss daher in erster Linie 
der Versiegelungsgrad des Bodens auf das absolut notwendige Maß beschränkt werden. 
Nur dann ist zusammen mit dem Erhalt der Bodenfunktionen eine ausreichende Versicke-
rung von anfallendem Niederschlagswasser und die damit verbundene Grundwasserneu-
bildung gewährleistet. Eine langfristige Absenkung des Grundwasserspiegels wird vermie-
den. 

Wie oben (siehe Kapitel 8.2.3) beschrieben, wird dem Plangebiet aufgrund der Geologie 
keine hohe Bedeutung für die Versickerung von Niederschlagswasser und die Grundwas-
serneubildung zugesprochen. Da es sich jedoch um eine große Freifläche angrenzend an 
ein Siedlungsbereich handelt, wertet dies die Fläche deutlich auf, da hier die Versicke-
rungsfähigkeit immer noch höher ist als in den umliegenden Gebieten. In Summe ist je-
doch aufgrund der geringen Bedeutung dieses Gebietes nicht mit einer erheblichen Be-
einträchtigung der Grundwassersituation durch die Neuversiegelung zu rechnen. Durch 
entsprechende Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB bleiben zudem unversiegelte 
Flächen erhalten, wodurch zumindest stellenweise die Versickerungsmöglichkeit von Nie-
derschlagswasser gegeben ist und eine Beeinträchtigung des Grundwassers durch das 
Planvorhaben minimiert wird.  Oberflächengewässer befinden sich nicht im Plangebiet.  

Klima / Lufthygiene 

Infolge der Bebauung des bisher mit Gehölzen sowie Wiesenflächen begrünten Plange-
bietes wird die Kaltluftproduktion und der daraus resultierende Abfluss der Luftmassen 
gemäß der Geländeneigung reduziert bzw. völlig unterbunden. Infolge der Versiegelung 
innerhalb des Plangebietes wird es zu einer kleinräumigen, lokal begrenzten Erhöhung der 
Temperaturmaxima in den bodennahen Luftschichten oder zu einer Verringerung der 
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Luftfeuchte (sog. „Hitzeinseleffekt“) kommen, da sich versiegelte Fläche im Vergleich zu 
unversiegelten Flächen deutlich stärker aufheizen. 

Arten und Biotope 

Hinsichtlich der Auswirkungen durch die vorliegende Planung sind einerseits anlagenbe-
dingte Auswirkungen durch die Entwicklung des Wohngebietes im Geltungsbereich selbst 
zu betrachten. Hierbei handelt es sich in erster Linie um Versiegelung von Flächen durch 
die Anlage von Zufahrten, Stellflächen und Gebäuden. Andererseits sind für die Dauer der 
Bauphase baubedingte Beeinträchtigungen in Form von Lärm- und Abgasemissionen zu 
erwarten. Diese beschränken sich auf die Dauer der Bauphase, und während dieser über-
wiegend auf den Bereich des Plangebietes und dessen unmittelbares Umfeld. 

Wie bereits oben erwähnt, sind von den anlagenbedingten Auswirkungen primär die Bio-
toptypen des Plangebietes betroffen. Diese werden infolge der Umsetzung des Bebau-
ungsplanes und der damit verbundenen Anlage der Gebäude, Stellplätzen sowie entspre-
chenden Nebenflächen zu einem großen Teil überformt und zerstört werden. 

Hierbei handelt es sich um Biotope mit geringer (Wiesenweg, vollversiegelte Flächen, 
Schotterrasen, Spielplatz, Ruderalflächen), mittlerer (Wiesen frischer Standorte) und hö-
herer (Feldgehölze) Bedeutung für den Naturschutz.  

Mit Hilfe der grünordnerischen Festsetzungen wird allerdings versucht, die Auswirkungen 
des Eingriffs auf die Arten und Biotope im Plangebiet zu minimieren. Insbesondere die 
grünordnerischen Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB zielen auf die Begrünung 
der verbleibenden Freiflächen innerhalb des Wohngebietes ab. 

Dennoch entsteht ein ökologisches Defizit, welches durch externe Ausgleichsmaßnahmen 
auszugleichen ist. 

7.5.2 Auswirkungen auf besonders und streng geschützte Arten (Spezielle ar-
tenschutzrechtliche Prüfung, Umweltschäden) 

Grundlage 

Im Zuge der Umsetzung der Vorgaben der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL) sowie 
der Vogelschutz-Richtlinie (V-RL) erfolgte durch Novellierung des Bundesnaturschutzge-
setzes1 (BNatSchG) vom 12.12.2007 und 29.07.2009 eine Anpassung des deutschen Ar-
tenschutzrechtes an die europarechtlichen Vorgaben. Diese Umsetzung der Vorgaben der 
FFH- und der V-RL erfolgten mit den Regelungen der 
§§ 44 Abs. 1, 5, 6 und 45 Abs. 7 BNatSchG. Diese Bestimmungen zum Artenschutz sind 
neben dem europäischen Schutzgebietssystem „Natura 2000“ eines der beiden Schutzin-
strumente der Europäischen Union zum Erhalt der biologischen Vielfalt in Europa. Ziel ist 
es, die in der FFH- und V-RL genannten Arten und Lebensräume dauerhaft zu sichern und 
in einen günstigen Erhaltungszustand zu bringen. 

Aus der Anpassung der Artenschutzbestimmungen des BNatSchG ergibt sich die Notwen-
digkeit der Durchführung einer Artenschutzprüfung (ASP) unter anderem im Rahmen der 
Bauleitplanung. Im Rahmen der Bauleitplanung ist die ASP notwendig, um zu prüfen, ob 
für ein festgelegtes Artenspektrum streng geschützter Arten (europäisch geschützte FFH-
Anhang IV-Arten und die europäischen Vogelarten) Verbotstatbestände nach 
§ 44 BNatSchG ausgelöst werden. Das zu prüfende Artenspektrum planungsrelevanter Ar-
ten wird vom Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz mit dem „Hinweis zur Aufstellung 

 

1 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) Artikel 1 Gesetz vom 

29. Juli 2009 BGBl. I S. 2542 (Nr. 51); zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. März 2020 (BGBl. I 

S. 440) 
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der naturschutzfachlichen Angaben zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP)“ 
(Fassung mit Stand 09/2011) vorgegeben. 

Gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ist es verboten, wildlebenden Tieren der besonders 
geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Ent-
wicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören.  

Gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ist es außerdem verboten, wildlebende Tiere der 
streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der Fortpflanzungs-
zeit, sowie der Aufzucht-, Mauser- Überwinterungs- und Wanderzeit erheblich zu stören. 
Eine erhebliche Störung liegt hiernach vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszu-
stand der lokalen Population einer Art verschlechtert.  

Gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ist es verboten, Fortpflanzungs- oder Ruhestätten von 
Tieren der besonders geschützten Arten zu entfernen, zu beschädigen oder zu zerstören. 

Des Weiteren ist es gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG verboten, wildlebende Pflanzen 
der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entneh-
men, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. 

Im Folgenden soll nun unter Betrachtung der zu erwartenden Wirkfaktoren des Vorha-
bens vor dem Hintergrund der Biotopausstattung des Plangebietes und den damit dort zu 
erwartenden Arten eine überschlägige Prüfung potenziell auftretender artenschutzrecht-
licher Konflikte durchgeführt werden. 

Wirkfaktoren 

Wie bereits oben dargestellt unterliegt das Plangebiet bereits anthropogenen Störeinflüs-
sen durch die angrenzenden Wohngebiete. Das Gebiet selbst ist allerdings noch fast kom-
plett unversiegelt und besteht hauptsächlich aus Wiesenflächen und Feldgehölzen.  

Als Wirkfaktoren des Vorhabens ist in erster Linie der direkte Flächenverlust von Biotopty-
pen zu nennen, was einen Verlust von Lebensraum, z.B. als Jagd- und Nahrungshabitat für 
Faunenvertreter bedeutet. Durch Eintragung von Nährstoffen und Schadstoffen während 
des Baus oder während der Betriebsphase kann es zu einer Begünstigung von Neophyten 
und Allerweltsarten kommen. Durch Lärm und Licht, welche sowohl bau- als auch nut-
zungsbedingt auftreten, wird die Fauna gestört und es kann zu einer Vertreibung von Ar-
ten kommen.  

Relevanzprüfung 

Im Sinne einer Relevanzprüfung werden die in den „Hinweisen zur Aufstellung der natur-
schutzfachlichen Angaben zur Speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP)“ genann-
ten Arten näher im Hinblick auf ihre saP-Relevanz beschrieben. Als Datengrundlage die-
nen frei verfügbare Daten (z.B. Arten- und Biotopschutzdaten des Saarlandes (ABDS), Ver-
breitungskarte von Bundesamt für Naturschutz und NABU, etc.). 

Säugetiere 

Streng geschützte Säugetierarten (ohne Fledermäuse) wie Biber, Luchs und Wildkatze 
sind aufgrund der Störungsintensität mit Lage innerhalb der Siedlung sowie der Bio-
topausstattung nicht zu erwarten. Die Haselmaus könnte zwar in dem Feldgehölz vorkom-
men, jedoch wird dies aufgrund der Störungsintensität sowie der Verbreitung nach Herr-
mann (1991) nicht vermutet. 

Fledermausfauna 

Infolge der Siedlungslage des Plangebietes befindet sich die Fläche innerhalb eines anth-
ropogen gestörten Umfeldes, das hinsichtlich der Biotopausstattung für die meisten Arten 
der Fledermausfauna keine geeigneten Habitate bietet. Insofern sind im Plangebiet und 
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dessen Umfeld lediglich wenig störungsempfindliche und vor allem Siedlungsstrukturen 
nutzende Arten dieser Tiergruppe zu erwarten. Im Zuge der Bestandsaufnahmen konnten 
im Plangebiet keine Hinweise auf Fledermausquartiere festgestellt werden. Alte, wertge-
bende Laubgehölze, d.h. Höhlenbäume, fehlen, ebenso als Quartierstandort geeignete 
Schuppen, Höhlen und Stollen. Weiterhin liegt das Plangebiet in einem durch die angren-
zende Verkehrsstraße und Wohngebiet störungsintensiven Umfeld, das hinsichtlich der 
Biotopausstattung für die meisten Arten der Fledermausfauna keine geeigneten Habitate 
bietet. Möglicherweise wird die Fläche derzeit von störungsunempfindlichen synanthro-
pen Arten der Fledermausfauna als Nahrungsraum genutzt. Allerdings werden durch die 
Anlage von durch Gehölze strukturierte und intensiv begrünte Gartenflächen Ersatzstruk-
turen geschaffen, die auch zukünftig Nahrungshabitate für synanthrope Fledermausarten 
bieten. Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG sind unter Berücksichtigung der Aus-
gleichsmaßnahmen sowie bei Einhaltung der Hinweise zum Fledermausschutz durch Um-
setzung der Planung im Hinblick auf die Fledermausfauna nicht zu erwarten. 

Avifauna 

Betrachtungsrelevant für die ASP sind grundsätzlich alle europäischen Vogelarten, wobei 
für das Saarland die hier regelmäßig vorkommenden Brut- und Rastvögel zu betrachten 
sind. Von diesen teils besonders, teils streng geschützten Arten der Avifauna sind inner-
halb des Plangebietes keine an besondere Habitatstrukturen gebundene Arten zu erwar-
ten. Die vorhanden Feldgehölzstrukturen liegen an Durchgangswegen, die auch von Spa-
ziergängern mit Hunden stark frequentiert werden. Zudem befindet sich der Spielplatz im 
näheren Umfeld der beiden Feldgehölzstücke. Daher ist aufgrund der Habitatausstattung 
und der Lage am Rand eines Wohngebietes mit einer Avizönose aus weitverbreitenden 
ubiquitären ungefährdeten Arten der Siedlungen zu rechnen. Weiterhin ist das Plangebiet 
nicht als Rastgebiet geeignet. Das Feldgehölz könnte als Brutplatz genutzt werden. Gleich-
zeitig sind im Umfeld höherwertige Lebensräume in Form von großflächigen Gehölzstruk-
turen, welche das Plangebiet umgeben, als Ausweichhabitat vorhanden, so dass es zu kei-
nem Verlust von Lebensstätte kommt. Zusätzlich werden durch die getroffenen Grünfest-
setzungen des Bebauungsplanes und die damit intensive Eingrünung der nicht überbau-
baren Grundstücksflächen Ersatzlebensräume für störungstolerante Arten der Avifauna 
geschaffen. Eine Betroffenheit der innerhalb der Gehölzstrukturen vorkommenden Arten 
der Avifauna kann durch die Einhaltung der in den Hinweisen genannten Rodungszeiten 
ausgeschlossen werden. 

Herpetofauna 

Im Saarland werden laut Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz acht Amphibienarten 
(Geburtshelferkröte, Gelbbauchunke, Kammmolch, Kleiner Wasserfrosch, Kreuzkröte, 
Laubfrosch, Springfrosch und Wechselkröte) als artenschutzrechtlich relevante Arten ge-
nannt.  

Tabelle 1: Habitatansprüche der § 44 BNatSchG-relevanten Amphibienarten (Quelle: LUA: Hinweise zur Auf-
stellung der naturschutzfachlichen Angaben zur speziellen artenschutz-rechtlichen Prüfung (saP)“ (Stand 
09/2011)) 

Artname Habitate 

Geburtshelferkröte 
Alytes obstetricans 

Abgrabungen, Bergbaugebiete, Gewässernähe, fischfreie Stillgewässer  

Gelbbauchunke 
Bombina variegata 

Abgrabungen, Gewässernähe, Wald, fischfreie Stillgewässer 

Kammmolch 
Triturus cristatus 

Gewässernähe, Wald, fischfreie Stillgewässer 
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Kleiner Wasser-
frosch 
Rana lessonae 

Gewässernähe, Wald, fischfreie Stillgewässer 

Kreuzkröte 
Bufo calamita 

Abgrabungen, Sandgebiete, vegetationsarme Bereiche, fischfreie Still-
gewässer 

Laubfrosch 
Hyla arborea 

fischfreie Stillgewässer, Feuchtgrünland und –brachen, Gewässernähe, 
Hecken und Gebüsche, Waldrand 

Springfrosch 
Rana dalmatina 

Wald, Feuchtgrünland und -brachen, fischfreie Stillgewässer 

Wechselkröte 
Bufo viridis 

fischfreie Stillgewässer, Abgrabungen, Sandgebiete, Bergbaugebiete 

Aufgrund der fehlenden Habitatstrukturen im Plangebiet kann ein Vorkommen der ge-
nannten Arten ausgeschlossen werden.  

Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG auf streng geschützte Arten der Amphibien kön-
nen somit ausgeschlossen werden. 

Weiterhin sind laut Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz drei Reptilienarten (Mau-
ereidechse, Schlingnatter und Zauneidechse) als artenschutzrechtlich relevante Arten ge-
nannt. 

Tabelle 2: Habitatansprüche der § 44 BNatSchG-relevanten Reptilienarten (Quelle: LUA: Hinweise zur Auf-
stellung der naturschutzfachlichen Angaben zur speziellen artenschutz-rechtlichen Prüfung (saP)“ (Fassung 
mit Stand 09/2011)) 

Artname Habitate 

Mauereidechse 
Podarcis muralis 

Blockhalden und Felsen aus Taunusquarzit im Nordwestsaarland, entlang 
von Bahndämmen, Mauern, vegetationsarmen Flächen und Abgrabungen 

Schlingnatter 
Coronella austriaca 

Felsen und Blockhalden, Mauern, Halbtrockenrasen und Abgrabungen 

Zauneidechse 
Lacerta agilis 

Halbtrockenrasen, Hecken, Gebüsche, Waldrand, Abgrabungen 

Ein Vorkommen der genannten Reptilienarten, kann aufgrund des Fehlens geeigneter Ha-
bitatstrukturen ausgeschossen werden.  

Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG treten somit nicht ein.  

Libellen 

Laut Landesamtes für Umwelt- und Arbeitsschutz werden drei Libellenarten als arten-
schutzrechtlich relevant eingestuft. Dabei handelt es sich ausnahmslos um Arten, die eng 
an stehende und fließende Gewässer wie Teiche, Weiher, Quellen, Bäche und Wiesengrä-
ben gebunden sind.  

Ein Vorkommen der genannten Libellenarten, kann aufgrund des Fehlens geeigneter Ha-
bitatstrukturen ausgeschossen werden.  
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Tabelle 3: Habitatansprüche der § 44 BNatSchG-relevanten Arten der Libellenfauna (Quelle: LUA: Hinweise 
zur Aufstellung der naturschutzfachlichen Angaben zur speziellen artenschutz-rechtlichen Prüfung (saP)“ (Fas-
sung mit Stand 09/2011)) 

Artname Habitate 

Zierliche Moosjungfer 
(Leucorrhinia caudalis) 

Teiche, Weiher 

Grüne Flussjungfer 
(Ophiogomphus cecilia) 

Bäche, Gräben, Flüsse 

Helm-Azurjungfer 
(Coenagrion mercuriale) 

Bäche, Gräben, Flüsse und Quellen 

Tag- und Nachtfalter 

Neben den sechs Tagfalterarten Thymian-Ameisenbläuling (Maculinea arion), Dunkler 
Wiesenknopf-Ameisenbläuling (Maculinea nausithos), Großer Feuerfalter (Lycaena dis-
par), Brombeer-Perlmuttfalter (Brenthis daphne), Spätsommer-Würfelfalter (Pyrgus crisii) 
und Zweibrütiger Würfelfalter (Pyrgus amoricanus), werden neun Nachfalterarten wie 
Augsburger Bär (Pericallia matronula), Espen-Frühlingsspanner (Epirranthis diversata), 
Felshalden-Flechtenbärchen (Setina roscida), Gamander-Kleinbärchen (Nola sub-
chlamydula), Genetzter Dostspanner (Scopula tessellaria), Mauer-Flechtbär (Paidia rica), 
Schwarzer Bär (Arctia villica), Totholz-Flechtenspanner (Tephronia sepiaria) und dem 
Nachtkerzenschwärmer (Proserpinus proserpinus) als artenschutzrechtlich relevant be-
trachtet. 

Die genannten Arten sind aufgrund ihrer Lebensraumansprüche im Plangebiet nicht zu 
erwarten.  

Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG treten somit nicht ein. 

Tabelle 4: Habitatansprüche der § 44 BNatSchG-relevanten Arten der Tag- und Nachtfalter (Quelle: LUA: 
Hinweise zur Aufstellung der naturschutzfachlichen Angaben zur speziellen artenschutz-rechtlichen Prüfung 
(saP)“ (Fassung mit Stand 09/2011)) 

Artname Habitate 

Thymian-Ameisenbläuling 
Glaucopsyche arion (Maculinea arion) 

Trocken- u. Halbtrockenrasen, Mauern, warme Säume 

Dunkler Wiesenknopf-Ameisenbläuling 
Glaucopsyche nausithous (Maculinea 
nausithous) 

Feucht- und Nassgrünland 

Großer Feuerfalter 
Lycaena dispar 

Feucht- und Nassgrünland und deren Brachen, ruderale 
Staudenfluren;  

Brombeer-Perlmuttfalter 
Brenthis daphne 

Waldrand und Waldlichtungen 

Spätsommer-Würfelfalter 
Pyrgus cirsii 

Trocken- u. Halbtrockenrasen, Felsen, Blockhalden, Felsgrus-
fluren 

Zweibrütiger Würfelfalter 
Pyrgus armoricanus Trocken- u. Halbtrockenrasen 

Nachtkerzenschwärmer 
Proserpinus proserpina 

Feucht- und Nassbrachen, ruderale Staudenfluren, Ufer-
Staudenfluren, Waldlichtungen 

Augsburger Bär 
Pericallia matronula 

Trocken- u. Halbtrockenrasen, Waldrand und –lichtungen, 
warme Säume 
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Espen-Frühlingsspanner 
Epirranthis diversata 

Wald 

Felshalden-Flechtenbärchen 
Setina roscida 

Trocken- u. Halbtrockenrasen, Felsen, Blockhalden, Felsgrus-
fluren 

Gamander-Kleinbärchen 
Nola subchlamydula 

Trocken- u. Halbtrockenrasen, warme Säume 

Genetzter Dostspanner 
Scopula tessellaria 

Trocken- u. Halbtrockenrasen, warme Säume 

Mauer-Flechtbär 
Paidia rica 

Felsen, Blockhalden, Felsgrusfluren, Mauern 

Schwarzer Bär 
Arctia villica 

Trocken- u. Halbtrockenrasen, Waldrand und –lichtungen 

Totholz-Flechtenspanner 
Tephronia sepiaria 

Wald 

Käfer 

Laut Landesamt für Umwelt und Arbeitsschutz sind vier Käferarten genannt, die als streng 
geschützte Arten artenschutzrechtlich relevant sind. Mit Ausnahme des in blumenreichen 
Mager- oder Trockenstandorte vorkommenden Maiwurmkäfers sind die drei anderen Kä-
ferarten typische Vertreter älterer Laubwälder. Da vorhabenbedingt weder in blumenrei-
che Mager- oder Trockenstandorte noch in ältere Laubwälder eingegriffen wird, können 
vorhabenbedingte Auswirkungen auf die o.g. vier Käferarten ausgeschlossen werden. 

Tabelle 5: Habitatansprüche der § 44 BNatSchG-relevanten Käferarten (Quelle: LUA: Hinweise zur Aufstel-
lung der naturschutzfachlichen Angaben zur speziellen artenschutz-rechtlichen Prüfung (saP)“ (Fassung mit 
Stand 09/2011)) 

Artname Habitate 

Großer Goldkäfer  
Protaetia aeruginosa 

Alte Laubwälder, Mulmhöhlenbewohner 

Kurzschröter  
Aesalus scarabaeoides 

Alte Laubwälder, Totholzbewohner 

Veränderlicher Edelscharrkäfer  
Gnorimus variabilis 

Alte Laubwälder, Mulmhöhlenbewohner 

Mattschwarzen Maiwurmkäfer  
Meloë rugosus 

Blumenreiche Mager- und Trockenstandorte 

Fazit: 

Die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG 
bezüglich der gemäß der Liste des Landesamtes für Umwelt- und Arbeitsschutz untersuch-
ten, gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten wurden im Rahmen der Artenschutzprü-
fung ermittelt und dargestellt. Die Prüfung kommt unter Berücksichtigung der getroffe-
nen Vermeidungs– und Ausgleichsmaßnahmen durch Hinweise und Festsetzungen des 
Bebauungsplanes zu dem Ergebnis, dass für alle genannten und untersuchten Arten das 
Eintreten der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG nicht zu erwarten ist. 

Umweltschäden gemäß § 19 BNatSchG 

Der § 19 BNatSchG regelt die Haftung für Schäden durch nachteilige Auswirkungen auf 
Arten (nach den Anhängen II und IV der FFH-RL und nach Artikel 4 Abs. 2 und Anhang I der 
Vogelschutzrichtlinie) und natürliche Lebensräume (Lebensräume der vorgenannten 
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Arten, Lebensräume nach Anhang I der FFH-RL sowie Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
der Anhang IV-Arten der FFH-RL) im Sinne des Umweltschadensgesetzes, und zwar inner-
halb und außerhalb von FFH- und Vogelschutzgebieten. 

Wurden nach dem Umweltschadensgesetz Schädigungen an geschützten Arten oder na-
türlichen Lebensräume verursacht oder ist es geplant, derlei Schäden zu verursachen, so 
muss die verantwortliche Person die erforderlichen Sanierungsmaßnahmen gemäß An-
hang II Nummer 1 der Richtlinie 2004/35 EG durchführen. Die Verantwortlichen (Bauher-
ren, Betreiber) werden nur dann von der Haftung für Schäden freigestellt, wenn die Aus-
wirkungen des Vorhabens auf die geschützten Arten und Lebensräume ermittelt und die 
erforderlichen Maßnahmen zur Verminderung und zum Ausgleich verbindlich festgesetzt 
werden. Notwendige funktionale Ausgleichs- und Kohärenzmaßnahmen sind zwingend 
durchzuführen und lassen keine Abwägung zu. 

Wie bereits oben dargestellt, wird das Plangebiet vor allem von einer Mähwiese einge-
nommen, die zwar sporadisch auch Charakter- und Kennarten des FFH-Lebensraumtypes 
6510 aufweist, aber aufgrund ihrer Ausprägung nicht als FFH-Lebensraumtyp einzustufen 
ist.  

Eine Beeinträchtigung der oben genannten Lebensräume ist nach der artenschutzrechtli-
chen Vorprüfung, vor allem unter Betracht der geplanten Vermeidungs- und Ausgleichs-
maßnahmen (und Hinweise) des Bebauungsplanes, nicht zu erwarten.  

7.5.3 Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit 

Aufgrund der Planung sind keine negativen Auswirkungen auf den Menschen und dessen 
Wohlbefinden ersichtlich. Lediglich während der Bauphase ist mit einer Erhöhung von 
Lärm rechnen, sowie vermehrten Emissionen durch die Baustellenfahrzeuge. 

7.5.4 Auswirkungen auf Kultur- und Sachgüter 

Landwirtschaft / Forstwirtschaft 

Waldflächen sind durch das Vorhaben nicht betroffen, so dass dahingehend keine negati-
ven Auswirkungen zu erwarten sind. 

Bei der Wiese im Plangebiet handelt es sich um keine Wiese, der eine hohe landwirtschaft-
liche Bedeutung zu kommt, insbesondere, da sie sich unmittelbar angrenzend an die Sied-
lungsbereiche von Hüttersdorf befindet. Demnach ist keine erhebliche Beeinträchtigung 
landwirtschaftlicher Belange zu erwarten. 

Gewerbe / Wohnen 

Innerhalb des Geltungsbereiches des vorliegenden Bebauungsplans befinden sich keine 
Gewerbeflächen. Durch das Vorhaben werden Grünflächen in Wohnbauflächen umge-
wandelt. Eine Beeinträchtigung der nahegelegenen Wohngebiete wird durch das Planvor-
haben nicht erwartet. 

Landschaftsbild / Erholungsnutzung 

Infolge der Planungsumsetzung wird das Landschaftsbild verändert. Die Errichtung von 
baulichen Anlagen wird durch den vorliegenden Bebauungsplan legitimiert. Es ist möglich, 
dass die geplanten Gebäude in der bis dato größtenteils unbebaute Fläche aufgrund des 
Gewöhnungseffekts als Störobjekt empfunden werden können. Da es sich jedoch um eine 
Freifläche handelt, die unmittelbar zwischen bestehenden Wohngebieten liegt, fügen sich 
die neuen Wohngebäude gut in die Umgebung ein. 
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Die Festsetzungen des Bebauungsplanes dienen zudem einer größtmöglichen Begrünung 
des Planbereiches, so dass diese Störwirkung abgemildert wird. Allgemein ist somit nicht 
mit einer erheblichen Verschlechterung des Stadt- und Landschaftsbildes zu rechnen.   

Das Plangebiet besitzt keine besondere Bedeutung hinsichtlich einer Freizeit- oder Erho-
lungsnutzung. Sonstige Nutzungen oder Sachgüter sind durch die Planung nicht betroffen. 

7.5.5 Wechselwirkungen unter Beachtung der Auswirkungen und Minde-
rungsmaßnahmen 

Wechselwirkungen zwischen den Auswirkungen des Vorhabens und den betroffenen 
Schutz- und Sachgütern, welche über die bereits betrachteten Auswirkungen hinausge-
hen, sind durch die Planung nicht zu erwarten. 

 EINGRIFFS-AUSGLEICHBILANZIERUNG 

Die Realisierung der Planung stellt gem. § 14 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) einen 
Eingriff in Natur und Landschaft dar, welcher auszugleichen ist. Nach § 15 BNatSchG sind 
vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen sowie unver-
meidbare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnah-
men). Als ausgeglichen gilt ein Eingriff, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen 
des Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das Landschaftsbild 
landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neugestaltet ist. Ersetzt ist eine Beeinträchti-
gung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushaltes in dem be-
troffenen Naturraum in gleichwertiger Weise hergestellt sind und das Landschaftsbild 
landschaftsgerecht neugestaltet ist. 

Bilanzierungstabellen (Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung) für das Plangebiet  

Tabelle 6 Bewertungsblock A  

 

Tabelle 7 Bewertungsblock B 

 

Lfd. 

Nr.

Biotopw

ert

ZTWA

Klartext Nummer I II IV V VI

Vögel Schmetter

linge (Tag-

falter)

1 Wiesenweg 2.2.14 20 0,4 0,4 0,4 0,2 0,4

2 Wiese frischer Standorte 2.2.14.2 21 0,6 0,4 0,6 0,6 0,6

3 Feldgehölz 2.11 27 0,8 0,6 0,4 0,6 0,6

4 Vollversiegelte Fläche 3.1 0

5 Schotterrasen 3.3.1 2

6 Spielplatz 3.4 12 0,2 0,4 0,4 0,2 0,3

7 Ruderalfläche 2.2.14.2 15 0,2 0,4 0,6 0,4 0,4

Erfassungseinheit Bewertungsblock A

III

Ausprägung der 

Tierwelt

Ausprägung 

der Vegetation

"Rote 

Liste"- 

Arten 

Pflanzen

"Rote 

Liste"- 

Arten 

Tiere

Schichten-

struktur

Maturit

ät

FIXBEWERTUNG

FIXBEWERTUNG

ZTWB

Klartext Nummer I III IV

1

Verkehr

2

Land-

wirtschaft

3

Gewerbe- 

u. 

Industrie

Auswirkung 

von Freizeit 

und Erholung

Häufigkeit im 

Naturraum

1

Boden

2

Oberflä-

chen-

wasser

3

Grund-

wasser

1 Wiesenweg 2.2.14 20 0,4 0,6 0,6 0,5

2 Wiese frischer Standorte 2.2.14.2 21 0,4 0,6 0,6 0,5

3 Feldgehölz 2.11 27 0,4 0,6 0,6 0,5

4 Vollversiegelte Fläche 3.1 0

5 Schotterrasen 3.3.1 2

6 Spielplatz 3.4 12 0,4 0,6 0,6 0,5

7 Ruderalfläche 2.2.14.2 15 0,4 0,6 0,6 0,5

Lfd. 

Nr.

Biotop-

wert

Belastung von außen Bedeutung für Naturgüter

Erfassungseinheit Bewertungsblock B

II V
Stickstoffzahl 

nach Ellenberg

FIXBEWERTUNG

FIXBEWERTUNG
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Tabelle 8 IST-Zustand 

 

Tabelle 9 Planzustand 

 

Auf diese Weise ergibt sich für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes ein rechneri-
sches Defizit von 186.203 Ökopunkten. Damit kann innerhalb des Geltungsbereiches 
keine vollständige Kompensation des Eingriffs erreicht werden.  

Der Ausgleich des Defizits muss durch Ausgleichsmaßnahmen auf externen Ausgleichsflä-
chen geleistet werden. Diese werden im weiteren Verfahren ergänzt. 

 SCHWIERIGKEITEN ODER LÜCKEN BEI DER ZUSAMMENSTELLUNG DER ANGA-
BEN 

Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der erforderlichen Angaben zur Erstellung des 
Umweltberichts bestanden nicht. 

 MASSNAHMEN ZUR ÜBERWACHUNG DER ERHEBLICHEN UMWELTAUS-
WRIKUNGEN 

Nach § 4c BauGB haben die Gemeinden die Verpflichtung, erhebliche Umweltauswirkun-
gen, die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, zu überwachen. Hier-
durch sollen insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig er-
kannt und geeignete Maßnahmen zur Abhilfe ergriffen werden. Die geplanten Maßnah-
men sind im Umweltbericht darzulegen. Die Informationen der Behörden nach 
§ 4 Abs. 3 BauGB sind hierbei zu berücksichtigen. Die Überwachung soll sich hierbei auf 
die erheblichen und nicht genau vorhersehbaren Auswirkungen konzentrieren. 

Entsprechende Maßnahmen sollen auch diesbezüglich im Zusammenhang mit der Betei-
ligung der Behörden und der Träger öffentlicher Belange im weiteren Verfahren festgelegt 
werden. 

Lfd. 

Nr.

Biotop

wert

Flächenw

ert

Ökologisch

er Wert

Bewer-

tungsfakt

or

Ökologi-

scher Wert 

(gesamt)

Klartext Nummer BW ZTW A ZTW B ZW FW ÖW BF ÖW

1 Wiesenweg 2.2.14 20 0,4 0,5 0,5 10 60 600 600

2 Wiese frischer Standorte 2.2.14.2 21 0,6 0,5 0,6 13 14.485 182.511 182.511

3 Feldgehölz 2.11 27 0,6 0,5 0,6 16 3.860 62.532 62.532

4 Vollversiegelte Fläche 3.1 0 0 0 0 0 70 0 0

5 Schotterrasen 3.3.1 2 0 0 0 0 110 220 220

6 Spielplatz 3.4 12 0,3 0,5 0,5 6 400 2.400 2.400

7 Ruderalfläche 2.2.14.2 15 0,4 0,5 0,5 8 330 2.475 2.475

∑ 19.315 248.263 248.263

Zustands (-teil) wertErfassungseinheit Zwischen-

wert 

Biotop-

wert

Klartext Nummer Planung

Fläche qm

Planungs-

wert

Ökol. Wert

ÖW

Planung

Bewertungs-

faktor

BF

Ökol. Wert

ÖW

(gesamt)

1 Versiegelte Fläche innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes (GRZ 0,4 mit 

Überschreitungsmöglichkeit bis 0,5)
3.1 8.085 0 0 0

2 Verkehrsflächen
3.1 2.690 0 0 0

3 Öffentliche Grünflächen (Spielplatz)
3.4 220 7 1.540 1.540

4 Öffentliche Grünflächen Straßenraumeingrünung mit Anpflanzung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 a 

BauGB (Wiesenflächen)
2.2.14.2 240 13 3.120 3.120

5 Anpflanzung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB (Einzelbaumpflanzungen zur 

Straßenraumeingrünug; 7 Bäume je 120 ÖW)
2.12 7 Bäume

120 ÖW 

pro Baum
840 840

6 Anpflanzung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB (Bepflanzung nicht überbaubare 

Grundstücksflächen) 3.4 8.080 7 56.560 56.560

∑ 19.315 62.060 62.060

Lfd. 

Nr.

Erfassungseinheit Planungszustand
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8 ABWÄGUNG / AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

Für jede städtebauliche Planung ist das Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von be-
sonderer Bedeutung. Danach muss die Gemeinde Schmelz als Planungsträger bei der Auf-
stellung des Bebauungsplanes „Auf dem Bornberg“ die öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht abwägen. Die Abwägung ist die eigentliche 
Planungsentscheidung. Hier setzt die Gemeinde Schmelz ihr städtebauliches Konzept um 
und entscheidet sich für die Berücksichtigung bestimmter Interessen und die Zurückstel-
lung der dieser Lösung entgegenstehenden Belange. 

Die Durchführung der Abwägung impliziert eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus fol-
genden vier Arbeitsschritten besteht:  

• Sammlung des Abwägungsmaterials (siehe “Auswirkungen der Planung“) 

• Gewichtung der Belange (siehe “Gewichtung des Abwägungsmaterials“) 

• Ausgleich der betroffenen Belange (siehe “Fazit“) 

• Abwägungsergebnis (siehe “Fazit“). 

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung und Entwicklung bzw. der natürlichen Lebens-
grundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 5 BauGB) sind insbesondere folgende mögliche Auswir-
kungen beachtet und in den Bebauungsplan „Auf dem Bornberg“ eingestellt. 

 AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

8.1.1 Auswirkungen auf die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevöl-
kerung 

Wichtigste Grundvoraussetzung für ein gesundes Wohnen ist die notwendige Wohnruhe. 
Daher ist es eine wesentliche Aufgabe und Zielsetzung der Bauleitplanung, diese Wohn-
ruhe durch planerische Konfliktbewältigung zu erreichen bzw. herzustellen.  

Im vorliegenden Fall ist es Ziel der Festsetzungen des Bebauungsplans die städtebauliche 
Entwicklung innerhalb des Geltungsbereiches so zu steuern, dass eine Beeinträchtigung 
der Wohn- und Arbeitsverhältnisse durch die Neubebauungen vermieden wird. 

Der Bebauungsplan „Auf dem Bornberg“ setzt ein Allgemeines Wohngebiet fest. Hier sind 
nur Wohngebäude und weitere das Wohnen nicht wesentlich störende, ergänzende Nut-
zungen zulässig. Daher ist es nicht zu erwarten, dass es zu Beeinträchtigungen der gesun-
den Wohnverhältnisse in der Umgebung des Planungsgebietes kommen wird. 

Umgekehrt befinden sich im direkten Umfeld des Plangebietes auch keine potenziellen 
emissionsträchtigen Nutzungen, die sich störend auf das Gebiet auswirken könnten. Auch 
hier ist überwiegend nur eine allgemeine Wohnbebauung anzutreffen. 

8.1.2 Auswirkungen auf die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, die Schaffung 
und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen, die Eigentumsbil-
dung weiter Kreise der Bevölkerung und die Anforderungen Kosten spa-
renden Bauens sowie die Bevölkerungsentwicklung 

Eine der wichtigsten städtebaulichen Aufgaben der Gemeinde Schmelz ist die Schaffung 
der Voraussetzungen zur Versorgung der Bevölkerung mit Grundstücken für den Woh-
nungsbau.  
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Diesen Anforderungen wird der vorliegende Bebauungsplan gerecht. Mit den angebote-
nen Wohnformen des Plangebietes deckt er einen Wohnraumbedarf, der in Schmelz stark 
nachgefragt wird. 

Das Planungsgebiet kann unmittelbar an das bestehende Straßen- sowie Ver- und Entsor-
gungsnetz angeschlossen werden, so dass die Erschließungsmaßnahmen in einem ausge-
wogenen Kostenverhältnis erfolgen können. 

8.1.3 Auswirkungen auf die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpas-
sung und der Umbau vorhandener Ortsteile sowie Auswirkungen auf die 
Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes sowie auf Baukultur und 
Denkmalschutz 

Die Auswirkungen auf die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes werden in Kapitel 
8.5.4 des Umweltberichtes abgehandelt. 

8.1.4 Auswirkungen auf die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege 

Die Auswirkungen der Planung auf die Umwelt sowie die naturschutzrechtliche Eingriffs-
regelung gemäß § 1a Abs. 3 BauGB werden im Umweltbericht abgehandelt.  

8.1.5 Auswirkungen auf die Belange des Personenverkehrs und der Mobilität 
der Bevölkerung, einschließlich des ÖPNV und des nicht motorisierten 
Verkehrs, unter Berücksichtigung einer auf Vermeidung und Verringe-
rung von Verkehr ausgerichteten städtebaulichen Entwicklung 

Durch den zusätzlich induzierten Wohnverkehr sind keine wesentlichen Auswirkungen auf 
das umgebende Verkehrsnetz zu erwarten. Der zusätzliche Verkehr, der durch die nach-
verdichtende Wohnbebauung entstehen wird, kann durch die angrenzenden Straßen auf-
genommen werden. Der Knotenpunkt in das weitere städtische Verkehrsnetz ist ausrei-
chend leistungsfähig. Bei den neu geplanten Straßen handelt es sich um Anliegerstraßen, 
die nur durch die Anwohner und deren Besucher genutzt werden. Die zulässigen Nutzun-
gen in den Wohngebieten sind so gewählt, dass keine erheblichen Beeinträchtigungen zu 
erwarten sind. Verkehrsintensive Nutzungen werden hier ausgeschlossen. 

8.1.6 Auswirkungen auf die Belange der Versorgung 

Belange der Versorgung werden durch die Planung nicht beeinträchtigt, da mit geringem 
Aufwand an das vorhandene Ortsnetz angeschlossen werden kann. 

Bezüglich der Abwasserentsorgung werden derzeit zwei Entwässerungsvarianten auf ihre 
Umsetzbarkeit von der Ingenieurbüro Paulus und Partner GmbH geprüft. 

8.1.7 Auswirkungen auf alle sonstigen Belange 

Alle sonstigen bei der Aufstellung von Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu berücksich-
tigenden Belange werden nach jetzigem Kenntnisstand durch die Planung nicht berührt. 

 GEWICHTUNG DES ABWÄGUNGSMATERIALS 

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 6 und 7 BauGB) 
wurden die bei der Abwägung zu berücksichtigenden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan „Auf dem Bornberg“ eingestellt. Für die Abwä-
gung wurden insbesondere folgende Aspekte beachtet:  
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8.2.1 Argumente für die Verwirklichung des Bebauungsplans  

• Der Bebauungsplan schafft Wohnbauland zur Deckung des dringenden Bedarfs 
der Gemeinde Schmelz. 

• Schaffung eines nachhaltigen, attraktiven Quartiers in Bezug auf soziale Nachbar-
schaft  

• Der Aufwand zur Erschließung des Wohngebietes ist aufgrund der vorhandenen 
Anschlusspunkte an das örtliche Verkehrsnetz sowie das Ver- und Entsorgungs-
netz gering. 

8.2.2 Argumente gegen die Verwirklichung des Bebauungsplans 

Mögliche Argumente gegen die Verwirklichung des Bebauungsplanes sind derzeit nicht 
bekannt. 

 FAZIT 

Ein Fazit kann erst nach Abschluss der Beteiligungsverfahren gezogen werden. 
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9 ANHANG 

Tabelle 10: Artenliste Wiese frischer Standorte 

Wissenschaftlicher Artname Deutscher Artname 

Achillea millefolium Gew. Schafgarbe 

Arrhenatherum elatius Glatthafer 

Bromus hordeaceus Flaum-Trespe 

Campanula rapunculus Rapunzel-Glockenblume 

Centaurea jacea agg. Wiesen-Flockenblume 

Holcus mollis Weiches Honiggras 

Lolium perenne Ausdauernder Lolch 

Lotus corniculatus Gew. Hornklee 

Plantago lanceolata Spitz-Wegerich 

Plantago media Mittel-Wegerich 

Rumex crispus  Krauser Ampfer 

Trifolium campestre  Feld-Klee 

Trifolium hybridum Schweden-Klee 

Vicia hirsuta Behaarte Wicke 

Vicia sepium Zaun-Wicke 

 


